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Beschlußempfehlung 
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 

a) zu dem Antrag des Bundesministers der Finanzen 
- Drucksache 11/3750 - 

Entlastung der Bundesregierung für das Haushaltsjahr 1987 
— Vorlage der Haushaltsrechnung und Vermögensrechnung des Bundes — 
(Jahresrechnung 1987) 

b) zu der Unterrichtung des Bundesrechnungshofes 
— Drucksache 11/5383 — 

Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 1989 zur Haushalts- und 
Wirtschaftsführung (einschließlich der Bemerkungen zur Jahresrechnung des 
Bundes 1987) 

A. Problem 

Der Bundesminister der Finanzen hat gemäß Artikel 114 Abs. 1 des 
Grundgesetzes und § 114 Abs. 1 der Bundeshaushaltsordnung die 
Haushalts- und Vermögensrechnung des Bundes für das Haus-

haltsjahr 1987 vorgelegt und gebeten, eine Entscheidung des 
Deutschen Bundestages über die Entlastung der Bundesregierung 
herbeizuführen. 

Der Bundesrechnungshof hat die Rechnung sowie die Wirtschaft-

lichkeit und Ordnungsmäßigkeit der Haushalts- und Wirtschafts-
führung gemäß Artikel 114 Abs. 2 des Grundgesetzes und § 97 
Abs. 1 der Bundeshaushaltsordnung geprüft und seine Bemerkun-
gen 1989 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung (einschließlich 
der Bemerkungen zur Jahresrechnung des Bundes 1987) dem 
Deutschen Bundestag, dem Bundesrat und der Bundesregierung 
zugeleitet. 
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B. Lösung 

Der Bundesregierung wird gemäß Artikel 114 Abs. 1 des Grund-
gesetzes in Verbindung mit § 114 der Bundeshaushaltsordnung für 
das Haushaltsjahr 1987 Entlastung erteilt. 

Die Bundesregierung bzw. die zuständigen Bundesminister wer-
den ersucht, den Feststellungen und Bemerkungen des Haushalts-
ausschusses (Anlage) Rechnung zu tragen, den haushaltsrechtli-
chen Vorschriften zu entsprechen, Maßnahmen zur Steigerung der 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung in die Wege zu leiten sowie 
die Beanstandungen der Handlungsweise einzelner Bediensteter 
zur künftigen Beachtung zur Kenntnis zu bringen und die Durch-
führung der gebotenen Maßnahmen zu überwachen. Ergänzende 
Darlegungen und noch offene Fragen sollen nach weiterer Bericht-
erstattung geklärt und gegebenenfalls abschließend erörtert wer-
den. 

Der Ausschuß hat im Verlauf der Beratungen erneut die Erwartung 
ausgesprochen, daß die Bundesminister die Prüfungsmitteilungen 
und Bemerkungsentwürfe des Bundesrechnungshofes fristgerecht 
beantworten, um eine zeitnahe Berichterstattung und Verwertung 
der Prüfungsergebnisse in den Haushaltsberatungen zu ermögli-
chen. Das gilt insbesondere für die Sondervermögen des Bundes. 
Der Bundesrechnungshof und die zuständigen Bundesminister 
werden gebeten, den Haushaltsausschuß und die zuständigen 
Fachausschüsse laufend über Prüfungsergebnisse zu unterrichten, 
die zu Empfehlungen für gesetzgeberische Maßnahmen geführt 
haben und für anstehende Gesetzesvorhaben von Bedeutung 
sind. 

Einvernehmliche Annahme im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Deutsche Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundesregierung wird gemäß Artikel 114 des Grundgeset-
zes in Verbindung mit § 114 der Bundeshaushaltsordnung für 

das Haushaltsjahr 1987 aufgrund der Bundeshaushaltsrech-
nung (einschließlich der Bundesvermögensrechnung) — Son-

derdruck zur Drucksache 11/3750 und den dazu vorliegenden 
Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 1989 — Drucksache 

11/5383 — Entlastung erteilt. 

Die Entlastung des Haushaltsjahres 1987 umfaßt auch die Rech-
nung der Sondervermögen des Bundes, für die kein abweichen-

des Entlastungsverfahren vorgesehen ist. 

Der Bundesrat hat in seiner 609. Sitzung am 16. Februar 1990 
beschlossen, der Bundesregierung wegen der Haushaltsrech-
nung und Vermögensrechnung des Bundes für das Haushalts-
jahr 1987 (Jahresrechnung 1987) aufgrund der Bemerkungen 
des Bundesrechnungshofes Entlastung gemäß Artikel 114 des 
Grundgesetzes und § 114 der Bundeshaushaltsordnung zu er-
teilen — Drucksache 11/6922. Die Stellungnahme ist insoweit 
berücksichtigt (§ 114 Abs. 2 Bundeshaushaltsordnung). 

2. Die Vierteljahresübersichten zu den über- und außerplanmäßi-
gen Ausgaben im Haushaltsjahr 1987 — Drucksachen 11/448, 
11/679, 11/1554 und 11/2074 — werden aufgrund der Beratun-

gen für erledigt erklärt. 

3. a) Die Bundesregierung wird ersucht, bei der Aufstellung und 
Ausführung der Bundeshaushaltspläne den Feststellungen 
und Bemerkungen des Haushaltsausschusses (Anlage) 

Rechnung zu tragen. 

b) Der Bundesminister der Finanzen wird ersucht, dafür Sorge 

zu tragen, daß den Feststellungen des Haushaltsausschusses 
(Anlage) entsprochen wird und Maßnahmen unter Berück-

sichtigung der Bemerkungen des Haushaltsausschusses 
(Anlage) zur Steigerung der Wirtschaft lichkeit in die Wege 

geleitet werden. 

c) Die Bundesminister werden ersucht, die Beanstandungen 
der Handlungsweise einzelner Bediensteter diesen zur künf-
tigen Beachtung zur Kenntnis zu bringen und die Durchfüh-
rung der gebotenen Maßnahmen unter Beachtung der Ein-
zelbemerkungen des Haushaltsausschusses (Anlage) zu 

überwachen. 

Bonn, den 9. Mai 1990 

Der Haushaltsausschuß 

Walther 

Vorsitzender 

Frau Vennegerts 

Berichterstatterin 
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Anlage 

Feststellungen und Bemerkungen des Haushaltsausschusses 

Der Haushaltsausschuß faßt das Beratungsergebnis 
des Rechnungsprüfungsausschusses zur Entlastung 
der Bundesregierung aufgrund der Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes 1989 zur Haushalts- und Wirt-
schaftsführung (einschließlich der Bemerkungen zur 
Jahresrechnung des Bundes 1987) — Drucksache 
11/5383 — in den folgenden Feststellungen und Be-
merkungen zusammen: 

Vorbemerkung 

Der Ausschuß hat die Vorbemerkung zur Kenntnis 
genommen. 

Feststellung zur Haushalts- und 
Vermögensrechnung des Bundes für das 
Haushaltsjahr 1987 

Zu Nummer 1 

Der Ausschuß hat die wesentlichen Punkte der Vorbe-
merkung diskutiert und positiv herausgestellt, daß 
Einnahmen und Ausgaben ordnungsgemäß belegt 
waren und Abweichungen zwischen den Beträgen in 
der Bundeshaushaltsrechnung und Vermögensrech-
nung sowie in den Büchern nicht festgestellt wur-
den. 

Auch seien die veranlagten globalen Minderausga-
ben erbracht worden. 

Der Ausschuß hat es begrüßt, daß bei den über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben, insbesondere soweit 
sie ohne die gesetzlich vorgesehene Einwilligung des 
Bundesministers erfolgten, eine Besserung eingetre-
ten sei. Gleichwohl hat er betont, daß dieser Zustand 
allmählich vollständig beseitigt werden müsse. Positiv 
hat der Ausschuß bewe rtet, daß die Nettokreditauf-
nahme ebenso wie in den Vorjahren beträcht lich un-
terhalb des Investitionssolls gelegen habe. Er hat aber 
auch kritisch vermerkt, daß im Haushaltsjahr 1988 die 
Nettokreditaufnahme das Investitionssoll um mehrere 
Milliarden DM übersteigen werde. Hier sei die Bun-
desregierung aufgefordert, das Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts vom 18. April 1989 zur Schulden-
obergrenze nach Artikel 115 Abs. 1 GG umgehend 
umzusetzen. 

Der Bundesminister hat erklärt, daß er die Kritik des 
Bundesrechnungshofes und des Ausschusses bezüg-
lich der nicht genehmigten über- und außerplanmäßi-
gen Ausgaben teile und die betroffenen Resso rts be-
reits seit Jahren rüge. Trotz der inzwischen eingetre-
tenen Besserung werde er die Resso rts erneut mah-
nen, die Bewilligungsanträge rechtzeitig zu stellen. 

Der Bundesminister hat versichert, daß eine gesetzli

-

che Regelung zur Verschuldungsobergrenze nach 

Artikel 115 Abs. 1 GG entsprechend dem Auftrag des 
Bundesverfassungsgerichts noch im laufenden Jahr 
verabschiedet werden soll. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

Zu Nummer 2 

— Einsatz von Lehrkräften an deutschen Schulen im 
Ausland — 

Der Ausschuß hat bedauert, daß es dem Bundesmini-
ster trotz jahrelanger Bemühungen immer noch nicht 
gelungen sei, ein Konzept dafür zu entwickeln, wel-
che Fächer in welchen Jahrgangsstufen an den Aus-
landsschulen von vermittelten Lehrern besetzt sein 
müssen, um den hohen Qualitätsstand zu erhalten. 
Auch habe er bis heute versäumt zu untersuchen, in 
welchem Umfang die teureren vom Bundesverwal-
tungsamt vermittelten Lehrer durch pädagogisch 
gleichwertige frei geworbene Lehrer ersetzt werden 
könnten. 

Der Bundesminister hat die Erstellung eines entspre-
chenden Konzepts bis zu den Haushaltsberatungen 
für das Haushaltsjahr 1991 zugesagt. 

Der Ausschuß hat die Erwartung geäußert, daß der 
Bundesminister der Finanzen dies bereits bei der Er-
stellung des Haushaltsentwurfs für das Haushaltsjahr 
1991 berücksichtigen wird. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, den Berichterstattern des Haushaltsaus-
schusses zum Einzelplan 05 bis zum 1. Oktober 1990 
ein nachvollziehbares Konzept für den Einsatz von 
vermittelten Lehrern an deutschen Schulen im Aus-
land vorzulegen und dabei insbesondere auf die vom 
Bundesrechnungshof aufgezeigten Einsparungsmög-
lichkeiten einzugehen. 

Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 

Zu Nummer 3 

— Polizeiliche Ausstattungshilfe — 

Der Ausschuß hat es bedauert, daß bei der Ausstat-
tungs- und Ausbildungshilfe für ausländische Polizei-
dienste in der Vergangenheit Ausgaben geleistet wor-
den seien, denen der Erfolg versagt blieb, weil die 
Technik zu anspruchsvoll war, die Infrastruktur in den 
Empfängerländern fehlte, die Nachsorge unterblieb 
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oder die notwendige Ausbildung in der deutschen 
Sprache nicht erfolgreich war. 

Der Bundesminister hat die Mängel in der Vergan-
genheit bestätigt und erklärt, durch die neuen Polizei-
hilfegrundsätze von März 1988 sei die polizeiliche 
Ausstattungshilfe auf eine neue Basis gestellt. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, unter Beachtung der Empfehlungen und 
Hinweise des Bundesrechnungshofes künftig eine 
effizientere Verwendung der Bundesmittel für polizei-
liche Ausstattungshilfen sicherzustellen. 

Zu Nummer 4 

— Bearbeitung von Beihilfen in der unmittelbaren 
Bundesverwaltung — 

Der Bundesminister hat die vom Bundesrechnungshof 
dargestellten Möglichkeiten einer einheitlichen Ver-
fahrensweise bei der Beihilfebearbeitung in der ober-
sten Bundesverwaltung durch Einsatz der Datenver-
arbeitung und Koordinierung der Verfahrensauswahl 
bezweifelt. Seiner Ansicht nach läßt sich die Daten-
verarbeitung nur in Teilbereichen unterstützend ein-
setzen. Der Bundesminister hat auf Modellversuche in 
Baden-Württemberg, beim Auswärtigen Amt sowie 
bei der Bundeswehrverwaltung verwiesen und er-
klärt, vor Abschluß und Auswertung dieser Versuche 
halte man bundeseinheitliche Empfehlungen für ver-
früht. 

Der Bundesrechnungshof hat dagegen Vorteile der 
Datenverarbeitung durch Verkürzung der Bearbei-
tungszeiten, durch programmgesteuerte Kontroll-
möglichkeiten sowie durch die Gewinnung von Struk-
turdaten für zukünftige Planungen hervorgehoben. 

Der Ausschuß hat die gegensätzlichen Standpunkte 
diskutiert und von einem übereilten Einsatz der Da-
tenverarbeitung sowie der Schaffung einer Koordinie-
rungsstelle gewarnt. Die bisherigen Erfahrungen 
seien nicht ausreichend. Auch der Inhalt der Prü-
fungsbemerkung rechtfertige keine kostenwirksamen 
Beschlüsse. 

Der Ausschuß hat sich der Meinung des Bundesmini-
sters angeschlossen, zunächst die Ergebnisse der Mo-
dellversuche abzuwarten. Er hat deutlich gemacht, 
daß er jede Entwicklung in Richtung auf ein zentrali-
siertes Verfahren ablehnen werde. Gleichwohl könne 
die Datenverarbeitung bei der Erfassung von Struk-
turdaten aber auch bei der Bearbeitung der Anträge 
wirtschaftlich sinnvoll sein. Der von der Bundesregie-
rung bisher eingeschlagene Weg weise in die richtige 
Richtung. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung und den inzwi-
schen veranlaßten Maßnahmen der Bundesregierung 
zustimmend Kenntnis genommen. Er hat den Bundes-
minister und den Bundesminister der Finanzen aufge-
fordert, auf die wirtschaftliche Nutzung der Datenver-
arbeitung für Zwecke der Beihilfebearbeitung und 
der Erfassung der Strukturdaten hinzuwirken. 

Zu Nummer 5 

— Tarifgerechte Beschreibung und Bewertung von 
Tätigkeiten der Angestellten und Arbeiter — 

Der Ausschuß hat scharf kritisiert, daß in einer Viel-
zahl von Fällen in der Bundesverwaltung bis heute 
keine Unterlagen vorhanden seien, die tarifgerechte 
Beschreibungen und Bewertungen der Tätigkeit von 
Angestellten und Arbeitern zuließen. Der Ausschuß 
hat darauf verwiesen, daß er aufgrund früherer Be-
merkungen des Bundesrechnungshofes im Jahre 1984 
hierzu einen eindeutigen Beschluß gefaßt habe. Es sei 
nicht hinnehmbar, daß einige Resso rts diesen Be-
schluß bis heute nicht hinreichend umgesetzt hätten 
und dadurch überhöhte Personalkosten entstanden 
seien. 

Positiv hat der Ausschuß gewürdigt, daß der Bundes-
minister für den Bereich der Angestellten aufgrund 
des früheren Beschlusses einen einheitlichen Vor-
druck entwickelt und den Bundesressorts zur Anwen-
dung empfohlen habe, der z. B. in der Bundeswehr-
verwaltung mustergültig umgesetzt worden sei. Dies 
sei aber nicht ausreichend. Der Ausschuß hat deutlich 
gemacht, daß bei anhaltend schleppender Verfah-
rensweise mit Stellenkürzungen zu rechnen sei. 

Der Bundesminister hat die noch bestehenden Miß-
stände bedauert und zugesichert, daß die geforderten 
Arbeitsplatzbeschreibungen bis zu den Stellenplan-
beratungen für das Haushaltsjahr 1992 vorliegen wür-
den. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung und den beab-
sichtigten Maßnahmen des Bundesministers und des 
Bundesministers der Finanzen zustimmend Kenntnis 
genommen. Er hat verlangt, daß vor den Stellenplan-
beratungen für das Haushaltsjahr 1992 das Vorhan-
densein von Arbeitsplatzbeschreibungen in den Ein-
zelplänen nachgewiesen wird. 

Zu Nummer 6 

— Aufwendungen anläßlich des Amtswechsels des 
Leiters einer bundesunmittelbaren juristischen 
Person des öffentlichen Rechts — 

Der Bundesminister hat der Feststellung zugestimmt, 
daß die beanstandeten Kosten ungewöhnlich hoch 
gewesen seien. Er hat dies aber mit der besonderen 
Bedeutung des Einzelfalls begründet, die für die Beur-
teilung der Angemessenheit berücksichtigt werden 
müsse. Dennoch werde man für die Zukunft aus die-
sem Fall Lehren ziehen. 

Der Ausschuß hat festgestellt, auch bei Berücksichti-
gung der besonderen Umstände dürften bestimmte 
Obergrenzen nicht überschritten werden. Auf die Prü-
fung von Regreßmöglichkeiten hat der Ausschuß aus-
drücklich verzichtet. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen und die Gesamtsumme der Aus-
gaben anläßlich der Verabschiedung als unangemes-
sen bewertet. 
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Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

Zu Nummer 7 

— Zuschläge im Personalbemessungsverfahren — 

Zu Nummern 7.0 bis 7.2  

— Personalbemessung in der Zollverwaltung — 

Der Ausschuß hat kritisiert, daß die Personalbemes-
sung in einigen Bereichen der Zollverwaltung ebenso 
wie in einigen anderen Ressorts zu großzügig gehand-
habt werde. Die Bemessungsverfahren müßten völlig 
neu überarbeitet werden, da teilweise unzulässige 
Zuschläge in Ansatz gebracht würden und die Metho-
dik der Ermittlungen unzureichend sei. Der Ausschuß 
hat auch auf die Konsequenzen für den Personalbe-
stand der Zollverwaltung hingewiesen, die durch die 
deutsch-deutsche Entwicklung bei Wegfall der inner-
deutschen Grenze entstehen werden. Hierfür müsse 
rechtzeitig ein Personalkonzept entwickelt werden, 
das auch interne Schwerpunktverschiebungen, wie 
eine Verstärkung der Kontrolle im Containerverkehr 
und insbesondere in der Drogenbekämpfung beinhal-
ten müsse. 

Der Bundesminister hat der Kritik an der Personalbe-
messung zugestimmt und eine Lösung in Zusammen-
arbeit mit dem Bundesminister des Innern angekün-
digt. Er hat jedoch auf die Schwierigkeiten durch häu-
fige Änderungen bei den Aufgabenschwerpunkten 
hingewiesen. Ständige Fortbildungsmaßnahmen und 
andauernde Personalumsetzungen führten zu inter-
nen Problemen. Dennoch würde ein neues Konzept 
entwickelt, das auch dem innerdeutschen Prozeß 
Rechnung trage. Hierfür sei bereits eine besondere 
„Arbeitsgruppe Ost" gebildet worden. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Erwartung geäußert, 
daß der Bundesminister die Personalbemessung in der 
Zollverwaltung nach den Empfehlungen des Bundes-
rechnungshofes überarbeiten läßt, die Ergebnisse um-
setzt und dem Ausschuß hierüber bis zum 31. Januar 
1991 berichtet. 

Zu Nummer 7.3 

— Personalbemessung bei der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte — 

Der Ausschuß hat die überhöhte Kapazitätsreserve 
sowie die überhöhten Verteilzeitzuschläge gerügt. 
Dies sei unwirtschaftlich und überschreite selbst die 
ebenfalls nicht ordnungsmäßige Handhabung in etli-
chen anderen Bereichen der Bundesverwaltung. 

Der Bundesminister und die Bundesversicherungsan-
stalt für Angestellte (BfA) haben darauf hingewiesen, 
daß trotz erheblichen Anstiegs der Versichertenzah-
len und umfangreicher Leistungssteigerung der Per-
sonalbestand der BfA seit 1975 fast unverändert ge-
blieben sei. Auch hätten die zwischenzeitlichen Ar-
beitszeitverkürzungen kaum zu neuen Stellen ge-
führt. Das Schwankungsgeschäft sowie die hochkom-

plizierte Arbeitsmaterie erforderten eine gewisse Per-
sonalreserve, da kurzfristige Personalverstärkungen 
vom Arbeitsmarkt nicht abgerufen werden könnten. 

Der Bundesrechnungshof hat erklärt, er habe 
Schwankungsbreiten im Arbeitsanfall bereits berück-
sichtigt. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Erwartung geäußert, 
daß der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
sowie der Vorstand der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte die Personalbemessung nach dem 
Empfehlungen des Bundesrechnungshofes überar-
beiten und die Ergebnisse alsbald umsetzen lassen. 

Zu Nummer 7.4 bis 7.5 

Der Ausschuß hat darauf hingewiesen, daß in einer 
Vielzahl von Bundesverwaltungen Untersuchungen 
für die Entwicklung von Personalbemessungsvorga-
ben nicht hinreichend dokumentiert würden, daß eine 
Vielzahl von Zuschlägen gewährt würde, die entwe-
der nur teilweise gerechtfertigt oder für vergleichbare 
Tatbestände unterschiedlich hoch oder mit den an-
sonsten angewandten Methoden nicht vereinbar 
seien. Auch würden teilweise Verfahren zur Ermitt-
lung des Personalbedarfs und Untersuchungsmetho-
den angewandt, die zu unzulänglichen Ergebnissen 
führten. 

Der Bundesminister hat darauf hingewiesen, daß der 
Bundesminister des Innern zwischenzeitlich mit Un-
terstützung des Bundesrechnungshofes ein „Hand-
buch für die Personalbedarfsbemessung in der Bun-
desverwaltung " herausgegeben habe. Außerdem 
habe er gemeinsam mit dem Bundesminister des In-
nern die Obersten Bundesbehörden im Dezember 
1989 auf die Erfordernisse einer sachgerechten Perso-
nalbemessung hingewiesen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung und dem inzwi-
schen von den Bundesministern des Innern und der 
Finanzen Veranlaßten zustimmend Kenntnis genom-
men. Er hat die Erwartung geäußert, daß die Bundes-
verwaltungen bei der Personalbemessung die Hin-
weise im Handbuch für die Personalbedarfsermittlung 
berücksichtigten. Er hat die Bundesregierung aufge-
fordert, dafür zu sorgen, daß der Personalbedarf künf-
tig sachgerecht ermittelt wird. Der Bundesminister der 
Finanzen habe bei den Haushaltsverhandlungen dar-
auf zu achten, daß die Planstellen- und Stellenansätze 
entsprechend den Hinweisen im Handbuch begrün-
det würden. 

Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 

Zu Nummer 8 

— Verrechnung von Gemeinkosten bei öffentlichen 
Aufträgen zu Selbstkostenpreisen — 

Der Ausschuß hat gerügt, daß der Bundesminister 
eine preisrechtliche Förderregelung zugunsten der 
deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie aus dem 
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Jahre 1966 erst im Jahre 1989 aufgehoben habe, ob-
wohl ihm bereits seit dem Jahre 1983 bekannt gewe-
sen sei, daß die Voraussetzungen für die begünsti-
gende Maßnahme entfallen seien. Dem Bundesmini-
ster sei zuzubilligen, daß vor Aufhebung der Rege-
lung Verhandlungen mit der Industrie erforderlich ge-
wesen seien. Diese Verhandlungen seien aber 1986 
abgeschlossen gewesen, so daß dem Bundesminister 
zumindest eine Verzögerung von drei Jahren vorzu-
werfen sei. 

Der Bundesminister hat erklärt, die verspätete Aufhe-
bung der Förderregelung sei im übrigen unschädlich 
gewesen, da durch die höhere Auslastung der Luft-
und Raumfahrtindustrie im entsprechenden Zeitraum 
die Förderregelung bedeutungslos gewesen sei. Dem 
Bund sei somit kein Schaden entstanden. 

Der Bundesrechnungshof hat seine ursprüngliche Be-
hauptung, es sei ein Schaden in zweistelliger Mil-
lionenhöhe entstanden, relativiert und erklärt, dem 
Bund seien zumindest Nachteile erwachsen. Eine 
Feststellung bezüglich des Umfangs dieser Nachteile 
sei zur Zeit jedoch nicht möglich, da hierzu weitere 
Prüfungen notwendig seien. Der Bundesrechnungs-
hof hat darauf verwiesen, daß es ihm verwehrt sei, 
unmittelbar bei den Auftragnehmern tatsächliche Er-
mittlungen anzustellen. Aus diesem Grunde seien 
endgültige Feststellungen zur Schadenshöhe oder 
zum Umfang von Nachteilen nicht möglich. 

Der Bundesrechnungshof hat erklärt, auch die jetzige 
Rechtslage sei unbefriedigend, da in den ergänzen-
den Weisungen des Bundesministers und des Bundes-
ministers der Verteidigung immer noch die Berück-
sichtigung von Besonderheiten der Luft- und Raum-
fahrtindustrie enthalten sei. Dies könne im Falle nied-
riger Kapazitätsauslastung zu dem unbefriedigenden 
Ergebnis führen, daß Gemeinkosten preisrechtlich in 
vollem Umfang anerkannt würden. 

Der Ausschuß hat die Angelegenheit als unbefriedi-
gend bezeichnet. Er hat festgestellt, schadensersatz-
rechtlich relevante Sachverhalte lägen nicht vor. Den-
noch sei nicht auszuschließen, daß dem Bund Nach-
teile erwachsen seien und auch künftig erwachsen 
könnten. Der Bundesminister müsse daher für klare 
Regelungen sorgen und der Bundesrechnungshof 
müsse seine Prüfungen fortsetzen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Erwartung geäußert, 
daß der Bundesminister künftig unverzüglich Maß-
nahmen zur Aufhebung nicht mehr gerechtfertigter 
preisrechtlicher Vergünstigungen einleitet. Er hat den 
Bundesminister der Verteidigung aufgefordert, der 
Prüfung der Frage der wirtschaftlichen Betriebsfüh-
rung (insbesondere der Auslastung von Kapazitäten) 
nach der Aufhebung der 60 v. H.-Regelung künftig 
mehr Beachtung zu verschaffen. Er hat den Bundes-
minister und den Bundesminister der Verteidigung 
aufgefordert, ihre ergänzenden Weisungen zur künf-
tigen Verfahrensregelung aufzuheben. Er hat den 
Bundesrechnungshof gebeten, die Angelegenheit 
weiter zu verfolgen und dem Rechnungsprüfungsaus-
schuß in angemessener Zeit zu berichten. 

Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — 

Zu Nummer 9 

— Gewährung von Zuwendungen an den 
Stabilisierungsfonds für Wein (jetzt: Deutscher 
Weinfonds) — 

Der Bundesminister hat daran erinnert, daß die Zu-
wendungen wegen der großen Absatzprobleme der 
deutschen Weinwirtschaft nach den österreichischen 
und italienischen Glykol- bzw. Methanolskandalen 
nach 1983 gezahlt worden seien. Man habe damals 
rasch handeln müssen, um die deutschen Winzer vor 
größerem Schaden zu bewahren. Daher habe man die 
Entscheidungen über die Zahlungen auf der Grund-
lage der damaligen Wirtschaftspläne und Finanzie-
rungsübersichten des Fonds fällen müssen. Die tat-
sächliche Entwicklung der Fondsmittel habe man 
nicht abwarten können. Besonders hat der Bundesmi-
nister darauf hingewiesen, daß der größte Teil der 
Zuwendungen (7 Mio. DM) 1985 vom Ausschuß in 
Kenntnis der Rücklagenhöhe des Fonds befürwortet 
worden sei. 

Der Ausschuß hat dies akzeptiert und die Arbeit des 
Fonds gewürdigt. Er hat aber darauf hingewiesen, daß 
auch in besonderen Situationen stets das Gebot der 
wirtschaftlichen und sparsamen Haushaltsführung zu 
beachten sei. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Erwartung geäußert, 
daß Zuwendungen nur dann gewährt werden, wenn 
nach Auswertung aller zugänglichen Informations-
quellen dafür eine Notwendigkeit besteht. 

Einzelplan 11 — Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung — 

Zu Nummer 10 

— Rechtsaufsicht über die Länder bei der 
Durchführung des Bundesversorgungsgesetzes — 

Der Ausschuß hat gerügt, daß der Bundesminister bei 
der Durchführung des Bundesversorgungsgesetzes 
seine Rechtsaufsicht über Jahre hinweg fehlerhaft 
ausgeübt habe. Dies habe zu Ungleichbehandlungen 
der Berechtigten und zu Mehrausgaben geführt. 

Der Bundesminister hat diese Kritik akzeptiert und als 
Begründung für die fehlerhafte Praxis die von der frü-
heren Ansicht des Bundesministers abweichende Ent-
wicklung der Rechtsauffassung angeführt. Er hat dar-
auf hingewiesen, daß er im Jahre 1989 in einem Rund

-

schreib en  seine ursprüngliche Rechtsauffassung kor-
rigiert habe. Damit sei dem Anliegen des Bundesrech-
nungshofes entsprochen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, künftig — entsprechend seiner Absichtser-
klärung — eine einheitliche und gesetzeskonforme 
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Verwaltungspraxis in den Ländern zeitnah sicherzu-
stellen. 

Zu Nummer 11 

— Aufsichtsführung des Bundesministers für die 
Bundesverbände der Krankenkassen, Verbände 
der Ersatzkassen und die Kassenärztlichen 
Bundesvereinigungen — 

Der Ausschuß hat festgestellt, daß der Bundesminister 
in früheren Jahren die Aufsichtsführung über die Bun-
desverbände der Krankenkassen, die Verbände der 
Ersatzkassen und die Kassenärztlichen Bundesver-
einigungen nur unzureichend wahrgenommen habe. 
Im Gesetz zur Strukturreform im Gesundheitswesen 
sei nunmehr ein fünfjähriger Prüfungsturnus vorge-
schrieben. Der Ausschuß hat darauf hingewiesen, daß 
dem Bundesminister hierfür zusätzliche Stellen zur 
Verfügung gestellt worden seien und dieser die 
Prüfungstätigkeit dadurch erheblich intensivieren 
könne. 

Der Bundesminister hat dem zugestimmt und erklärt, 
die Prüfungsbemerkung sei mittlerweile umgesetzt. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, die organisatorischen Voraussetzungen da-
für zu schaffen, daß die ihm übertragene Aufsicht mit 
dem vorhandenen Personal ordnungsgemäß durchge-
führt wird und dem Ausschuß bis zum 1. Februar 1991 
über das Veranlaßte Bericht erstattet wird. 

Zu Nummer 12 

— Informationsdienst „Ausländer in 
Deutschland" — 

Der Ausschuß hat festgestellt, daß eine weitgehend 
kostenlose Abgabe des Informationsdienstes „Aus-
länder in Deutschland" sowie die entsprechende För-
derung durch den Bundesminister nicht mehr ge-
rechtfertigt sei. 

Der Bundesminister hat dies bestätigt und zugesagt, 
das Bemühen um eine Finanzierung durch zahlende 
Abonnenten zu verstärken und die Förderung einzu-
stellen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. In der Erwartung, daß der Bun-
desminister ein angemessenes Entgelt für den Infor-
mationsdienst erhebt, hat er den Bundesminister auf-
gefordert, dem Ausschuß bis zum 1. September 1990 
über das Veranlaßte zu berichten. 

Zu Nummer 13 

— Lehrerfortbildung — 

Der Bundesminister hat darauf hingewiesen, daß er 
weiterhin eine Zusatzqualifikation als „Kursleiter 
Deutsch für Ausländer" bei solchen Lehrkräften für 

notwendig halte, die über keine unterrichtsprakti-
schen Erfahrungen verfügten oder keine Lehrer- oder 
artverwandte Ausbildung hätten. Wenn die Ziel-
gruppe entgegen den Grundsätzen bisher nur zu ei-
nem kleinen Teil hätte ausgebildet werden können, 
liege dies im wesentlichen an der erhöhten Zahl von 
auszubildenden Lehrkräften sowie der hohen Fluk-
tuation in diesem Bereich. Gleichwohl sehe auch er, 
daß bei einer Vielzahl von Lehrkräften auf die Zusatz-
ausbildung verzichtet werden könne. Er habe daher 
eine Konzeption für die künftige Ausbildungspraxis 
vorgelegt, die dem Anliegen des Bundesrechnungs-
hofes Rechnung trage. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, dem Ausschuß bis zum 1. Februar 1991 
über die Auswirkungen seiner neuen Konzeption der 
Fortbildung von Kursleitern zu berichten. 

Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 

Zu Nummer 14 

— Neubau eines Dienstgebäudes für das 
Bundesministerium für Verkehr — 

Der Ausschuß hat gerügt, daß durch Überschreitung 
der zulässigen Höchstflächen beim Neubau des 
Dienstgebäudes für das Bundesministerium für Ver-
kehr erhebliche Mehrkosten entstanden seien. Un-
wirtschaftlich sei auch die verspätete Entscheidung 
über die Verlegung der Abteilung Seeverkehr von 
Hamburg nach Bonn gewesen, da hierfür nachträglich 
ein Erweiterungsbau hatte errichtet werden müssen. 
Dies gelte auch für die Errichtung zweier Bungalows 
als Dienstwohnungen für Hausmeister und Haustech-
niker. 

Der Bundesminister hat erläutert, die Höchstflächen-
überschreitung sei im Benehmen mit dem Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
sowie dem Bundesminister der Finanzen beschlossen 
worden, um nachträglich notwendige Änderungen 
bei der Raumaufteilung zu vermeiden, da hierfür kost-
spielige flexible Trennwände hätten eingebaut wer-
den müssen. Künftig werde man jedoch nach einer 
einheitlichen Richtlinie vorgehen. 

Bezüglich der verspäteten Entscheidung über die 
Verlegung der Abteilung Seeverkehr hat der Bundes-
minister daran erinnert, daß hierfür unter anderem ein 
Beschluß des Ausschusses im Jahre 1983 ursächlich 
gewesen sei. 

Für die Errichtung von Dienstwohnungen außerhalb 
des Dienstgebäudes hat der Bundesminister soziale 
Gründe angeführt. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Erwartung geäußert, 
daß künftig Dienstwohnungen für Hausmeister und 
Haustechniker im Zusammenhang mit Dienstgebäu-
den nur noch gebaut werden, wenn sie nach den vom 
Bundesrechnungshof aufgezeigten Kriterien notwen-
dig sind. 
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Zu Nummer 15 

— Stufenweiser Bau einer zweibahnigen 
Bundesfernstraße — 

Der  Ausschuß hat festgestellt, daß es sich im konkre-
ten Fall um ein Musterbeispiel verfehlter Planung ge-
handelt habe, der allerdings einmalig im Bundesge-
biet sei. Die Kritik richte sich daher mehr in die Zu-
kunft, um eine Wiederholung solcher Fälle zu verhin-
dern. 

Der Bundesminister hat darauf hingewiesen, daß auf-
grund der Verkehrsentwicklung ein weiterer Ausbau 
der Straße nicht mehr geplant sei. Somit stelle sich die 
Frage der Mehrkosten nicht mehr. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 16 

— Einführung eines Radiosondensystems durch den 
Deutschen Wetterdienst  — 

Der  Ausschuß hat gerügt, daß es dem Deutschen Wet-
terdienst (DWD) trotz des Einsatzes erheblicher finan-
zieller Mittel in zwei Jahrzehnten nicht gelungen sei, 
in Zusammenarbeit mit einem privatwirtschaftlichen 
Unternehmen ein Radiosondensystem für die Gewin-
nung meteorologischer Meßdaten zu entwickeln, das 
erfolgreich arbeite. 

Damit habe der Bundesminister seine Zusage gegen-
über dem Ausschuß aus dem Jahre 1983 nicht einhal-
ten können, dieses System sofort einzusetzen. Mittler-
weile sei eine ausländische Sonde im Einsatz, die 
kostengünstiger sei. 

Der Bundesminister hat diesen Sachverhalt im we-
sentlichen bestätigt. Er hat darauf hingewiesen, daß er 
seit Jahren auf eine zügige Realisierung der bundes-
deutschen Entwicklung gedrängt habe. Der Hersteller 
sei jedoch nicht in der Lage gewesen, Mängel beim 
praktischen Einsatz zu beseitigen. Man prüfe daher 
die Frage von Schadensersatzansprüchen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister er-
sucht, umgehend dafür Sorge zu tragen, daß der Deut-
sche Wetterdienst ein Radiosondensystem in seinen 
Betrieb übernimmt, das allen technischen und wirt-
schaftlichen Belangen gerecht wird. Der Ausschuß hat 
die Erwartung geäußert, daß der Bundesminister un-
verzüglich die Frage der Schadensersatzansprüche 
prüft und durchsetzt. 

Zu Nummer 17 

— Einsatz von Standard-Software im Bereich der 
Bundesanstalt für Flugsicherung — 

Der Bundesminister hat versichert, daß die Empfeh-
lung des Bundesrechnungshofes vollständig umge-
setzt werde. Die entsprechenden Maßnahmen seien 
1991 abgeschlossen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, dafür zu sorgen, daß die Bundesanstalt in 
der operationellen Datenverarbeitung bei der System-
Software die nicht dem Hersteller-Standard ent-
sprechenden Programme baldmöglichst durch 
Original-Standard-Software des Herstellers ersetzt 
und künftig unwirtschaftliche Eigenentwicklungen 
vermeidet. 

Zu Nummer 18 

— Personaleinsatz im Bereich der 
Datenverarbeitung der Bundesanstalt für 
Flugsicherung — 

Der Ausschuß hat bemerkt, daß die Organisation der 
Datenverarbeitung bei der Bundesanstalt für Flugsi-
cherung (Bundesanstalt) erhebliche Schwachstellen 
aufweise. Die Software-Pflege werde beeinträchtigt, 
da das zuständige Fachpersonal regelmäßig und über 
längere Zeiträume anderweitig eingesetzt werde. 

Der Bundesminister hat dargelegt, daß der anderwei-
tige Einsatz besonders sinnvoll und sachgerecht ge-
wesen sei. Engpässe bei der Software-Pflege habe 
man soweit als möglich durch den Einsatz von Fremd-
personal zu beheben versucht. 

Der Bundesminister hat außerdem auf ein Informa-
tionstechnik-Rahmenkonzept verwiesen, das er im 
Herbst 1989 vorgelegt habe. Anhand dieses Kon-
zepts sowie eines Sicherheitskonzeptes, das unmittel-
bar vor dem Abschluß stehe, werde man die erkann-
ten Mängel prüfen und ihre Beseitigung in die Wege 
leiten. 

Der Bundesrechnungshof hat davon abgeraten, 
Fremdpersonal zur Beseitigung von Engpässen ein-
zusetzen. Externes Personal könne nicht im glei-
chen Umfang wie eigenes Personal integ riert wer-
den, es fehle ihm das erforderliche flugtechnische 
Wissen und es bestünden rechtliche Probleme. Die 
Bundesanstalt solle daher nur soviel Projekte in An-
griff nehmen, wie sie mit eigenem Personal bewerk-
stelligen könne. 

Der Ausschuß hat diese Bedenken nicht geteilt. Vor 
dem Hintergrund der Neuorganisation der Bundesan-
stalt solle man dem Bundesminister und der Bundes-
anstalt weitgehend freie Hand lassen, wie sie die un-
streitig vorhandenen Mängel bei der Datenverarbei-
tung beheben wollten. 

Auch der Einsatz von Fremdpersonal solle dabei nicht 
gänzlich ausgeschlossen sein. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, eine organisatorische und ökonomische 
Überprüfung des gesamten Datenverarbeitungsbe-
reichs vorzunehmen. 
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Einzelplan 14 — Bundesminister der 
Verteidigung — 

Zu Nummer 19 

— Aufgabenstellung, Organisation und 
Personalausstattung der Truppenverwaltung und 
der Zahlstellen — 

Der Ausschuß hat darauf hingewiesen, daß durch 
Straffung der Organisation und Neuordnung der Ver-
waltungsverfahren bei der Truppenverwaltung und 
bei den Zahlstellen der Bundeswehr mittelfristig etwa 
1 000 Dienstposten entfallen könnten. Dem Einwand 
des Bundesministers, wonach man mit dem Abbau der 
Truppenverwaltung erst nach der Entscheidung über 
die strukturellen Veränderungen bei der Bundeswehr 
beginnen könne, ist der Ausschuß nicht gefolgt. 
Gleichwohl hat auch der Ausschuß die Notwendigkeit 
einer zeitlichen Streckung der erforderlichen Maß-
nahmen unterstrichen, damit diese sozialverträglich 
durchgeführt werden könnten und strukturpoliti-
schen Belangen soweit wie möglich Rechnung getra-
gen werden könnte. 

Der Bundesminister hat mitgeteilt, daß die eigens von 
ihm eingesetzte Arbeitsgruppe „Truppenverwaltung 
2000" ein neues Gesamtkonzept für den zivilen Be-
reich unter dem Gesichtspunkt der Reduzierung des 
militärischen Bereichs erarbeite. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, alsbald die bei den Truppenverwaltungen 
und Zahlstellen notwendigen Personaleinsparungen 
vorzunehmen. 

Zu Nummer 20 

— Verpflichtung von Soldaten zum Wohnen in 
Gemeinschaftsunterkunft bei Bundeswehr-
fachschulen — 

Der Bundesminister hat darauf hingewiesen, daß er 
entsprechend einer früheren Empfehlung des Bun-
desrechnungshofes mit Erlaß vom 1. März 1989 für 
Soldaten auf Zeit, die an dem allgemeinberuflichen 
Unterricht der Bundeswehrfachschulen teilnähmen, 
die Verpflichtung zum Wohnen in Gemeinschaftsun-
terkünften und zur Teilnahme an Gemeinschaftsver-
pflegung aufgehoben habe. 

Der Ausschuß hat bemängelt, der Bundesminister 
habe diese Entscheidung zu lange verzögert und da-
mit gegen die Grundsätze einer sparsamen Haus-
halts- und Wirtschaftsführung verstoßen. Nunmehr 
sei es erforderlich, die Unterkunftskapazitäten 
schnellstmöglich dem tatsächlichen Bedarf anzupas-
sen. 

Der Bundesrechnungshof hat zusätzlich darauf hinge-
wiesen, daß nach Wegfall der genannten Verpflich-
tungen auch die wesentlichen Aufgaben der Bundes-
wehrfachschulkompanien entfallen seien, so daß man 
diese ebenfalls nicht mehr im vorhandenen Umfang 
aufrechterhalten müsse. 

Der Bundesminister hat dem nicht widersprochen, 
aber eine vorherige interne Prüfung für notwendig 
erachtet. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, die für Bundeswehrfachschüler vorgehal-
tene Unterkunftskapazität auf den tatsächlich erfor-
derlichen Bedarf zurückzunehmen, den entsprechen-
den Personal- und Sachaufwand den geänderten Ver-
hältnissen anzupassen und über das Veranlaßte, auch 
hinsichtlich der Schlußfolgerungen für die Bundes-
wehrfachschulkompanien, dem Ausschuß bis zum 
1. Juni 1990 zu berichten. 

Zu Nummer 21 

— Leistungen zur Unterhaltssicherung an ehemalige 
Berufssoldaten während einer Wehrübung — 

Der Ausschuß hat beanstandet, daß ehemalige Berufs-
soldaten bei Wehrübungen neben dem Ruhegehalt 
nach dem Soldatenversorgungsgesetz und den Bezü-
gen nach dem Wehrsoldgesetz auf Antrag auch Lei-
stungen nach dem Unterhaltssicherungsgesetz erhiel-
ten mit der Folge, daß die Gesamtleistungen über 
den Dienstbezügen vergleichbarer aktiver Soldaten 
lägen. 

Der Ausschuß hat es begrüßt, daß der Bundesminister 
mit Wirkung vom 1. Januar 1990 eine Änderung der 
Regelungen mit der Folge veranlaßt habe, daß die Lei-
stungen nunmehr so gekürzt würden, daß sie die 
Dienstbezüge aus einem aktiven Dienstverhältnis 
nicht mehr überstiegen. Gleichwohl hat er gerügt, daß 
dies erst jetzt geschehen sei. 

Weiter hat der Ausschuß beanstandet, daß ehemalige 
Berufssoldaten in einem Maße zu Wehrübungen ein-
gezogen würden, wie dies mit den Zwecken des 
Wehrübungserlasses nicht vereinbar sei. Auch hier 
habe der Bundesminister nunmehr im Erlaßweg si-
chergestellt, daß Dauer und Zahl der Wehrübungen 
für ehemalige Berufssoldaten eingeschränkt wür-
den. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, die Einberufung ehemaliger Berufssoldaten 
auf begründete Einzelfälle zu beschränken. 

Zu Nummer 22 

— Förderung des Spitzensports — 

Der Ausschuß hat es als unzweckmäßig und unwirt-
schaftlich bezeichnet, daß der Bundesminister die För-
derung des Spitzensports je nach Dienstzeit der geför-
derten Sportler in unterschiedlichen Organisations-
einheiten mit unterschiedlichen Zuständigkeiten in 
der Fachaufsicht durchführe. 

Der Bundesminister hat dem zugestimmt. 

Weiter hat der Ausschuß beanstandet, daß der Bun

-

desminister den mit dem Deutschen Sportbund und 
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dem Bundesminister des Innern abgestimmten För-
derumfang nicht eingehalten und wesentlich mehr 
Sportler gefördert habe, als an Förderplätzen vorhan-
den gewesen sei. Auch sei die Zahl der geförderten 
Sportarten zu hoch. 

Dem Einwand des Bundesministers, die Zahl der ge-
förderten Sportler und Sportarten ergebe sich aus der 
Zahl der vorhandenen Talente und im Vorfeld von 
Olympischen Spielen wachse der Bedarf an Förder-
plätzen beträchtlich, ist der Ausschuß mit dem Hin-
weis begegnet, der Bundesminister möge in begrün-
deten Fällen mit dem Bundesminister des Innern eine 
Anhebung der Zahl der Förderplätze auf das notwen-
dige Ausmaß vereinbaren. 

Der Bundesminister hat hervorgehoben, daß die 
Sportförderung durch die Bundeswehr eine hervorra-
gende Öffentlichkeitsarbeit sei und daß die bundes-
deutschen Ergebnisse bei Olympischen Spielen in 
den letzten Jahren den Förderumfang rechtfertig-
ten. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, die Förderung der Spitzensportler in einer 
einheitlichen Organisation zusammenzufassen, den 
vereinbarten Stellenumfang einzuhalten und die Zahl 
der geförderten Sportarten zu verringern. 

Zu Nummer 23 

— Zollanmeldeverfahren bei der Einfuhr von 
Wehrmaterial — 

Der Ausschuß hat bemängelt, daß der Bundesminister 
seit Jahren bei der Einfuhr von Wehrmaterial eine mit 
dem Bundesminister der Finanzen getroffene Verein-
fachungsregelung bei der Zollabwicklung nicht be-
achtet und dadurch die Eingangsabgaben ebenso wie 
die an die Europäischen Gemeinschaften abgeführten 
Zölle zu früh und in unzutreffender Höhe gezahlt 
habe. Der Bundesminister möge endlich die seit 1981 
geplante datenverarbeitungsgestützte Abwicklung 
des Zollanmeldeverfahrens einführen. 

Der Bundesminister hat dies zugesagt und mitgeteilt, 
die Umstellung auf das Datenverarbeitungsverfahren 
werde im vierten Quartal 1990 abgeschlossen sein. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Erwartung geäußert, 
daß der Bundesminister schnellstmöglich die Neure-
gelung des Zollanmeldeverfahrens verwirklicht und 
sicherstellt, daß künftig die Eingangsabgaben zeitge-
recht und zutreffend gezahlt werden. 

Zu Nummer 24 

— Aussonderung und Verwertung von 
Wehrmaterial — 

Der Ausschuß hat gerügt, daß die Gerätedepots des 
Heeres in erheblichem Umfang mit überschüssigem 
Material belastet seien, das seit Jahren nicht nachge-
fragt werde. Hierdurch würden überflüssige Lagerko-

sten in Millionenhöhe verursacht. Die gebotene Aus-
sonderung und Verwertung sei ebenfalls weitgehend 
unterblieben, obwohl dadurch Erlöse in zweistelliger 
Millionenhöhe hätten erzielt werden können. Obwohl 
das Materialamt des Heeres bereits 1984 ein Konzept 
für ein datenverarbeitungsgestütztes Aussonderungs-
und Verwertungsverfahren vorgelegt habe, habe der 
Bundesminister hierüber bisher nicht entschieden. 
Besonders hingewiesen hat der Ausschuß auf die Not-
wendigkeit, bereits bei der Beschaffung sorgfältiger 
zu planen. Der Ausschuß hat festgestellt, angesichts 
der Größenordnungen, um die es gehe, sei ein Um-
denken erforderlich und betriebswirtschaftliche 
Grundsätze müßten verstärkt berücksichtigt wer-
den. 

Der Bundesminister hat die Mängel im wesentlichen 
bestätigt und erklärt, die Tätigkeit des Bundesrech-
nungshofes auf diesem Sektor sei hilfreich gewesen. 
Er hat auf eine Reihe von Richtlinienänderungen ver-
wiesen, durch die sichergestellt werde, daß bis zum 
Einsatz eines datenverarbeitungsgestützten Systems 
die vorhandenen Mängel beseitigt würden. Bereits im 
Jahre 1989 sei es gelungen, Bestände im Gesamtwert 
von 425 Mio. DM zu verwerten oder auszusondern. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Erwartung geäußert, 
daß der Bundesminister mit Nachdruck ein neues da-
tenverarbeitungsgestütztes Aussonderungs- und Ver-
wertungsverfahren entwickelt und einführt. Zwi-
schenzeitlich habe er durch Beseitigung der Mängel 
des bisherigen Verfahrens und gezielte systematische 
Maßnahmen für eine kostenbewußtere Lagerhaltung 
zu sorgen. 

Zu Nummer 25 

— Vorauszahlung und Anzahlungen für die 
Beschaffung von zwei Flottendienstbooten — 

Der Ausschuß hat die „Besonderen Bedingungen des 
Bundesministers der Verteidigung für den Bau und 
die Lieferung von Schiffen" vom Januar 1967 bean-
standet, da diese dem Sicherungsbedürfnis des Bun-
des aufgrund der erheblichen Änderungen in der 
Schiffbautechnik nicht mehr gerecht würden. Zwar 
sei in dem vom Bundesrechnungshof vorgetragenen 
Fall dem Bund letztlich kein Schaden entstanden, dies 
aber nur deshalb, weil das Land Schleswig-Holstein 
Bürgschaften übernommen und Zahlungen an den 
Bund geleistet habe sowie nunmehr das Prozeßrisiko 
in einem Rechtsstreit trage, dessen Ausgang ungewiß 
sei. Im Unterliegensfalle seien somit öffentliche Gel-
der betroffen. 

Der Bundesminister hat darauf verwiesen, daß das 
Land das Risiko im Interesse des Erhalts von Arbeits-
plätzen bewußt eingegangen sei. Er hat hervorgeho-
ben, daß zum Zeitpunkt der Auftragsvergabe keiner-
lei Zweifel an der Bonität des später in Konkurs ge-
gangenen Auftragnehmers bestanden hätten. 

Der Bundesminister hat schließlich mitgeteilt, daß auf

-

grund der negativen Erfahrungen in diesem Einzelfall 
die Zahlungsbedingungen für die Auftragsvergabe 
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von Schiffen neu gefaßt würden und der Vorauszah-
lungserlaß mittlerweile geändert sei. 

Der Bundesrechnungshof hat erklärt, daß damit sei-
nem Anliegen im wesentlichen entsprochen sei. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, Zahlungen für die Beschaffung von Schif-
fen besser abzusichern und nur im auftragsbezogen 
notwendigen Umfang zu leisten. Der Bundesminister 
sollte die „Besonderen Bedingungen des Bundesmini-
sters der Verteidigung für den Bau und die Lieferung 
von Schiffen" unverzüglich den Veränderungen der 
Schiffbautechnik anpassen und die Zahlungsregelun-
gen hierauf abstimmen. 

Zu Nummer 26 

— Ausbildung eines Reserveoffiziers zum 
Hubschrauberführer beim Heer — 

Der Ausschuß hat gerügt, daß der Bundesminister ei-
nem zum Panzerspähoffizier ausgebildeten Oberleut-
nant der Reserve, der im Besitz eines zivilen Flug-
scheines gewesen sei, eine Ausnahmegenehmigung 
zur Ergänzungsausbildung zum Hubschrauberführer 
gewährt habe, obwohl die zunächst fachlich zuständi-
gen Stellen dies nicht befürwortet hätten. Dem Bund 
seien hierdurch Kosten in Höhe von 345 000, — DM 
entstanden, ohne daß diesen ein entsprechender Ge-
genwert gegenüberstehe, da der betreffende Offizier 
mangels fliegertaktischer Ausbildung keinen Einsatz-
status für den PAH-1 erlangt habe. 

Der Bundesrechnungshof hat ergänzend darauf ver-
wiesen, daß es sich um eine personenbezogene Ein-
zelfallentscheidung gehandelt habe und daß es von 
vornherein an der praktischen Umsetzbarkeit der Ein-
zelmaßnahme gefehlt habe. 

Der Bundesminister hat dem nachdrücklich wider-
sprochen und den Vorwurf eines leichtfertigen Um-
gangs mit öffentlichen Mitteln entschieden zurückge-
wiesen. 

Er hat darauf hingewiesen, daß es sich um einen Mo-
dellversuch gehandelt habe, bei dem man habe fest-
stellen wollen, ob im Verteidigungsfall der Bedarf an 
Hubschrauberführern kurzfristig gedeckt werden 
könne durch eine Ergänzungsausbildung von Reser-
veoffizieren aus anderen Bereichen. Insoweit sei der 
Modellversuch — auch hinsichtlich der Kosten — 
positiv zu werten. Aufgrund der fliegerischen Vor-
kenntnisse des Offiziers hätten die Ausbildungsko-
sten erheblich unter dem sonst üblichen Betrag von 
500 000, — DM gelegen. 

Der Bundesminister hat schließlich hervorgehoben, 
daß er auf Empfehlung des Bundesrechnungshofes 
ein Schadens- und Haftungsprüfungsverfahren 
durchgeführt habe, dessen Ergebnis mittlerweile vor-
liege. Dieses Ergebnis sei negativ. 

Der Ausschuß hat ein höheres Kostenbewußtsein des 
Bundesministers angemahnt. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 27 

— Umrüstung von 
Präzisions-Anflugradar-Anlagen — 

Der Bundesminister hat ausgeführt, die Art und 
Weise, in der das Vorhaben abgewickelt worden sei, 
sei aus heutiger Sicht durchaus zu beanstanden. Zu 
Beginn der Planung Anfang der siebziger Jahre seien 
aber die späteren technischen Schwierigkeiten, die 
Ursache für die Mehrkosten gewesen seien, nach da-
maligem Wissensstand nicht erkennbar gewesen. Es 
habe sich um völlig neue Technologien gehandelt, bei 
denen Risiken immer möglich seien. Man müsse 
heute aber auch feststellen, daß die eigentliche Ziel-
setzung erreicht worden sei, da das nunmehr vorhan-
dene Gerät wesentlich besser als das frühere sei. Auch 
im Vergleich mit einem weiteren auf dem Markt be-
findlichen Gerätetyp seien die modernisierten eige-
nen Anlagen überlegen. Was die Entwicklung eines 
weltweit neuen Systems beträfe, wäre dies erst im 
Jahre 2000 einsatzfähig gewesen, während die Umrü-
stung der vorhandenen Anlagen 1992 abgeschlossen 
sei. 

Der Bundesrechnungshof hat deutlich gemacht, daß 
seine Kritik sich im wesentlichen darauf gerichtet 
habe, daß kein Kostenvergleich angestellt worden sei 
sowie keine ausreichenden Erprobungen stattgefun-
den hätten. Der Bundesrechnungshof habe an dem 
Beispiel aufzeigen wollen, wie entsprechende Verfah-
ren in der Zukunft verbessert werden könnten. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Erwartung geäußert, 
daß der Bundesminister künftig bei ähnlichen Vorha-
ben sorgfältigere Kostenermittlungen und Kostenver-
gleiche anstellt, ausreichende Erprobungen durch-
führt sowie genauere Leistungsbeschreibungen in die 
Verträge aufnimmt. 

Zu Nummer 28 

— Erstattung und Zahlung an dritte Unternehmen 
bei Umrüstung der 
Präzisions-Anflugradar-Anlagen — 

Der Ausschuß hat beanstandet, daß der Bundesmini-
ster entgegen seinen eigenen Vergabevorschriften 
Provisionen und Gebietszulagen gezahlt habe. 

Der Bundesminister hat diesen Sachverhalt bestätigt 
und erklärt, dabei habe es sich um einen Einzelfall 
gehandelt, in dem man aufgrund der starren Haltung 
des Auftragnehmers ohne Übernahme dieser Zahlun-
gen nicht zu einem Vertragsabschluß gekommen 
wäre. 

Der Bundesminister hat hervorgehoben, daß dem 
Bund dadurch aber im Ergebnis keine Mehrausgaben 
entstanden seien, da der Auftragnehmer im Gegen-
zug einen Preisnachlaß gewährt habe, durch den die 
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zusätzlichen Zahlungen im wesentlichen ausgegli-
chen worden seien. Bei formaler Betrachtungsweise 
sei der Sachverhalt natürlich zu beanstanden. Man 
habe aber keine andere Wahl gehabt, da ein anderer 
Anbieter nicht zur Verfügung gestanden habe. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Erwartung geäußert, 
daß der Bundesminister künftig Vertrags- und Preis-
verhandlungen unter Abwägung aller bekannten und 
nachvollziehbaren Informationen so führen läßt, daß 
Nachteile für den Bundeshaushalt vermieden wer-
den. 

Zu Nummer 29 

— Abrechnung von Leistungen für Dritte bei 
Instituten eines Zuwendungsempfängers — 

Der Ausschuß hat sich mit der Problematik der Einfüh-
rung der Vollkostenrechnung bei grundfinanzierten 
Forschungseinrichtungen des Bundesministers be-
schäftigt und festgestellt, daß die gleiche Problematik 
auch in anderen Ressorts bestünde. 

Der Bundesminister hat für den Fall der uneinge-
schränkten Einführung der Vollkostenrechnung vor 
Wettbewerbsschwierigkeiten der Zuwendungsemp-
fänger bzw. der Forschungseinrichtungen gewarnt. 
Soweit es sich lediglich um die Abrechnung von Indu-
striedrittaufträgen handele, hat er keine Bedenken 
geäußert. 

Der Bundesminister der Finanzen hat mitgeteilt, man 
wolle die besonderen Grundsätze des Kostenrech-
nungswesens, die beim Bundesminister für Forschung 
und Technologie für den Bereich der überwiegend 
grundfinanzierten Institute bestünden, im wesentli-
chen auch beim Bundesminister der Verteidigung ein-
führen. 

Der Ausschuß ist nach teilweise kontroverser Diskus-
sion zu dem Ergebnis gekommen, daß zunächst exem-
plarisch in einigen Ressorts geprüft werden solle, in-
wieweit das Prinzip der Vollkostendeckung durch-
führbar sei. Bis zur Auswertung der Ergebnisse hat 
der Ausschuß davon Abstand genommen, schon jetzt 
die Einführung der Vollkostenrechnung bei allen Zu-
wendungsempfängern zu verlangen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister der 
Finanzen gebeten, festzustellen, ob in den Einzelplä-
nen 09, 12, 14 und 15 bei grundfinanzierten For-
schungseinrichtungen das Prinzip der Vollkosten-
deckung erreicht werden kann und dem Ausschuß 
hierüber bis zum 1. Februar 1991 zu berichten. 

Zu Nummer 30 

— Sicherheit der Informationsverarbeitung in 
Rechenzentren der Bundeswehr — 

Der Ausschuß hat den geringen Sicherheitsstandard 
in Rechenzentren der Bundeswehr, wie durch den 
Bundesrechnungshof festgestellt, ausdrücklich miß-

billigt und angesichts der hohen Sensibilität des Be-
reichs schnellstes Handeln für erforderlich erachtet. 
Besonders hat der Ausschuß gerügt, daß selbst nach 
Bekanntwerden von Mängeln im Sicherheitssystem 
deren Beseitigung nur äußerst zögerlich in Ang riff 
genommen worden sei. 

Der Bundesminister hat die Feststellungen des Bun-
desrechnungshofes bestätigt und eine schnelle Ab-
hilfe zugesagt. Maßnahmen hierzu seien bereits ein-
geleitet.. Als Gründe für die Mißstände hat der Bun-
desminister angegeben, die Entwicklung des Sicher-
heitsbewußtseins habe nicht Schritt halten können mit 
der rasanten Entwicklung der Datenverarbeitungs-
technik. Ebenso stünden dem Bundesminister nicht 
genügend Fachleute zur Verfügung, da er einerseits 
nicht über eine ausreichende Anzahl von Planstellen 
verfüge und da andererseits die Besoldungs- und 
Tarifstruktur im öffentlichen Dienst im Wettbewerb 
mit der Privatwirtschaft nicht konkurrieren könne. 

Der Ausschuß hat dem Bundesminister vorgehalten, 
daß er mitverantwortlich sei, wenn ihm nicht genü-
gend Planstellen zur Verfügung stünden. Er möge 
deren Notwendigkeit nachweisen. Dazu sei auch eine 
Verbesserung der Organisation und der Dienstauf-
sicht beim Bundesminister erforderlich. 

Der Ausschuß hat es für notwendig erachtet, die Pro-
blematik erneut bei den Haushaltsberatungen für das 
Haushaltsjahr 1991 bei Anwesenheit des Bundesbe-
auftragten für den Datenschutz und der Leitungs-
ebene des Bundesministers zu beraten. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, die gravierenden Sicherheitsmängel bei 
den Rechenzentren unverzüglich abzustellen, die er-
forderlichen Risikoanalysen auf Abteilungsleiter

-

ebene zu bewerten und bis 1. Oktober 1990 dem 
Haushaltsausschuß über das Veranlaßte zu berich-
ten. 

Einzelplan 15 — Bundesminister für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit — 

Zu Nummer 31 

— Zuständigkeiten und Organisation der Abteilung 
Frauenpolitik (Abteilung 1) — 

Der Ausschuß hat scharf gerügt, daß die Abteilung 
Frauenpolitik keine klar abgegrenzten Zuständigkei-
ten, keinerlei Leitungskompetenzen und keine Feder-
führung habe. Es handele sich lediglich um eine Bera-
tungs- und Koordinierungsstelle. Für diese relativ un-
bedeutende Funktion sei die Abteilung stark überbe-
setzt und es stelle sich die Frage, ob die Abteilung bei 
Aufrechterhaltung des jetzigen Rechtszustands nicht 
aufzulösen sei. 

Der Ausschuß hat deutlich gemacht, daß sich seine 
Kritik nicht nur gegen den Bundesminister, sondern 
gegen die Bundesregierung insgesamt richte. Ein 
Großteil der übrigen Ressorts beschäftigten sich eben-
falls mit Frauenfragen und hätten eine Verlagerung 
entsprechender Kompetenzen ständig verhindert. 
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Darüber hinaus sei aber auch die Organisation der 
Abteilung selbst mangelhaft. Sie sei zersplittert in 
Kleinstreferate, die Aufgabenverteilung zwischen 
Sachbearbeiter- und Referatsleiterebene sei unsach-
gemäß, Forschungsvorhaben und Modellversuche 
würden nicht koordiniert, so daß es zu Doppelförde-
rungen komme und in verschiedenen Bereichen fehle 
es bei Mitarbeitern an der erforderlichen Qualifika-
tion. 

Der Bundesminister hat erwidert, die notwendigen 
Fortbildungsmaßnahmen seien mittlerweile durchge-
führt worden. Auch habe die Abteilung eigene Zu-
ständigkeiten erhalten, und zwar für die Bereiche 
„Frau und Beruf", „Mutterschutz" sowie „Allgemeine 
Maßnahmen zur Verwirklichung der Gleichberechti-
gung". Als wesentliche Maßnahme hat der Bundesmi-
nister die Einführung des Instituts der „Gemeinsamen 
Federführung" herausgestellt, das auch in anderen 
Bereichen der obersten Bundesverwaltung erfolg-
reich eingesetzt worden sei. 

In gemeinsamer Federführung würden zur Zeit die 
interministeriellen Arbeitsgruppen „Frauen und 
Technik" , „Frauen im öffentlichen Dienst" sowie „Be-
richt über die Gleichstellung der Frau in der Rechts-
und Verwaltungssprache " geführt. 

Weiter hat der Bundesminister betont, daß es sich bei 
Frauenfragen häufig um Querschnittprobleme han-
dele, die auch andere Ressorts beträfen. Alleinige Fe-
derführung für den Bundesminister sei dort schwierig. 
Der Bundesminister sei aber in der Vergangenheit 
auch in solchen Fällen wesentlich mitbeteiligt gewe-
sen und habe erhebliche Verbesserungen für die Be-
lange der Frauen durchgesetzt. 

Als Beispiele hat der Bundesminister das Arbeitsför-
derungsgesetz, das Langzeitarbeitslosenprogramm, 
die Rentenreform sowie das EG-Anpassungsgesetz 
bei Benachteiligungen von Frauen im Arbeitsleben 
angeführt. Auch zu Doppelförderungen von For-
schungs- und Modellvorhaben sei es nie gekommen, 
da der Bundesminister seine Fördermaßnahmen je-
weils mit besonderer Zielrichtung durchgeführt 
habe. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf verwiesen, daß 
der Bundesminister der Finanzen im Jahre 1986 dem 
Ausschuß anläßlich der Einrichtung der Abteilung 
Frauenpolitik mitgeteilt habe, daß diese in Frauenfra-
gen die Federführung und Gesetzgebungskompetenz 
erhalten werde. Dies sei Grundlage der Stellenbewil-
ligung gewesen. Der damalige Organisationserlaß der 
Bundesregierung habe dem auch Rechnung getragen. 
Dieser sei jedoch 1987 durch einen neuen Erlaß er-
setzt worden, in dem die Kompetenzen der Abteilung 
beschnitten worden seien. Ziel des Bundesrechnungs-
hofes sei es gewesen, die ursprünglich zugesicherten 
Kompetenzen der Abteilung wiederherzustellen. 

Der Bundesminister hat schließlich auf die Änderun-
gen in der Geschäftsordnung der Bundesregierung 
(GOBreg) sowie in der Gemeinsamen Geschäftsord-
nung der Bundesministerien (GGO) hingewiesen, in 
denen dem Bundesminister in Angelegenheiten von 
frauenpolitischer Bedeutung ein besonderes Gesetz-
gebungsinitiativrecht und Vortragsrecht im Kabinett 

sowie ein Vertagungsrecht eingeräumt worden sei 
(§ 15a GOBreg; § 70 GGO). 

Der Ausschuß hat die von seiten des Bundesministers 
vorgetragenen erweiterten Kompetenzen angesichts 
der frauenpolitischen Bedeutung und der personellen 
Ausstattung der Abteilung Frauenpolitik für nicht 
ausreichend erachtet. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Bundesregierung auf-
gefordert, die bisher nicht gelösten Probleme nun-
mehr unverzüglich zu klären, damit die mit der Abtei-
lung angestrebte Durchsetzung frauenpolitischer Be-
lange besser erreicht wird. Über das Ergebnis hat er 
einen Bericht bis zum 1. Oktober 1990 angefordert. 

Einzelplan 16 — Bundesminister für Umwelt, 
Naturschutz und 
Reaktorsicherheit — 

Zu Nummer 32 

— Betrieb und Nutzung der Datenbanken des 
Umweltbundesamtes — 

Der Ausschuß hat sich kritisch mit dem Zustand der 
Datenbanken beim Umweltbundesamt auseinander-
gesetzt. Zwar sei mit großem Ehrgeiz eine Vielzahl 
von Datenbanken eingerichtet worden, die Planung 
und Organisation des laufenden Bet riebes sowie die 
Pflege der Daten sei aber in einem Maße vernachläs-
sigt worden, daß in Teilbereichen eine sachgerechte 
Aufgabenerfüllung seitens des Amtes nicht mehr ge-
währleistet gewesen sei. Angesichts des hochsen-
siblen Aufgabenbereichs sei dies bedenklich. 

Der Bundesminister hat dieser Darstellung im Grund-
satz nicht widersprochen. Er hat aber darauf hinge-
wiesen, daß in kurzer Zeit eine Vielzahl von Daten-
banken eingerichtet werden mußte, bei denen man 
teilweise keinerlei Vorbilder gehabt habe. Dies sei mit 
dem verfügbaren Personal nur unter großen Schwie-
rigkeiten möglich gewesen. Der Bundesminister hat 
im übrigen klargestellt, daß zwischenzeitlich eine 
Reihe von Maßnahmen ergriffen worden sei, um die 
Mißstände zu beseitigen. So habe er ein Datenverar-
beitungsreferat zwecks Ausübung der Fachaufsicht 
eingerichtet. Die Umsetzung einer Software-Struktur-
analyse durch ein unabhängiges Unternehmen er-
folge gerade. Die Gefahrstoffschnellauskunft mit 
mehr als 100 externen Anschlüssen sei mittlerweile 
planmäßig in Betrieb gegangen. Andere Maßnahmen 
zur Verbesserung des Bet riebes der Datenbanken 
stünden vor dem Abschluß. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, entsprechend den Empfehlungen des Bun-
desrechnungshofes zu verfahren, insbesondere die 
bestehenden Datenbanken zu konsolidieren, bei 
neuen Projekten deren sachgerechte Durchführung 
sicherzustellen und dem Ausschuß bis zum 31. Januar 
1991 über das Veranlaßte zu berichten. Der Ausschuß 
hat den Bundesrechnungshof gebeten, zu diesem Be-
richt Stellung zu nehmen. 
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Zu Nummer 33 

— Vergabe und Abwicklung von 
Programmieraufträgen durch das 
Umweltbundesamt — 

Der Ausschuß hat seinen Unmut darüber geäußert, 
daß das Umweltbundesamt nahezu alle Programmier-
aufträge in einem bestimmten Bereich ohne Aus-
schreibung an zwei Software-Unternehmen vergeben 
habe. Für diese Praxis könne — auch in allen anderen 
Ressorts — kein Verständnis mehr aufgebracht wer-
den. Darüber hinaus hat der Ausschuß bemängelt, daß 
in diesen Fällen auch die Vertragsgestaltung so unzu-
länglich gewesen sei, daß sich das Umweltbundesamt 
hinsichtlich Inhalt, Umfang und Dauer der Aufträge in 
Abhängigkeit von diesen Unternehmen begeben 
habe. 

Der Bundesminister hat diesen Feststellungen im we-
sentlichen nicht widersprochen und erklärt, daß es zu 
diesen Mängeln aufgrund des erheblichen Zeitdrucks 
gekommen sei, unter dem das Umweltbundesamt ge-
standen habe. So habe innerhalb eines Jahres ein 
völlig neues System entwickelt werden müssen. 

Der Bundesminister hat Wert auf die Feststellung ge-
legt, daß dem Bund kein Schaden entstanden sei. 
Auch der Bundesrechnungshof habe einen solchen 
Schaden nicht behauptet. Gleichwohl habe die bean-
standete Praxis gegen die Grundsätze der Ordnungs-
mäßigkeit und Wirtschaftlichkeit verstoßen. Durch 
zwischenzeitlich eingeleitete Maßnahmen seien sol-
che Fälle aber in Zukunft ausgeschlossen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, darauf hinzuwirken, daß die vom Umwelt-
bundesamt beabsichtigten Maßnahmen zur Gestal-
tung, Vergabe, Durchführung und Abnahme von Pro-
grammieraufträgen und zur Datensicherung zügig 
umgesetzt werden und dem Ausschuß über das Ver-
anlaßte bis zum 31. Januar 1991 berichtet werde. 

Einzelplan 23 — Bundesminister für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit — 

Zu Nummer 34 

— Bilaterale Finanzielle Zusammenarbeit mit 
Entwicklungsländern — 

Der Bundesminister hat darauf hingewiesen, daß sich 
die Einstellung zu Großprojekten im entwicklungs-
politischen Bereich gegenüber 1979 grundsätzlich ge-
wandelt habe. 

Er hat aber Wert auf die Feststellung gelegt, daß das 
der Bemerkung zugrundeliegende Projekt inzwischen 
entwicklungspolitisch als voller Erfolg zu bewerten 
sei. Einzuräumen sei allenfalls, daß die Kosten im Ver-
hältnis zum Ergebnis zu hoch gewesen seien. Wichtig 
sei aber, daß bei der bis 1993 angestrebten Vollausla

-

stung des Projekts auch die wirtschaftliche Tragfähig-
keit erreicht sei. 

Zum Einwand des Bundesrechnungshofes, daß allge-
meinpolitischen Kriterien bei der ursprünglichen Ent-
scheidung über die Förderungswürdigkeit des Pro-
jekts mehr Bedeutung zugemessen worden sei als be-
sonderen entwicklungspolitischen Erwägungen, hat 
der Bundesminister daran erinnert, daß der Ausschuß 
den Vorrang entwicklungspolitischer Kriterien bei der 
Beurteilung entsprechender Projekte erst bei den 
Haushaltsberatungen 1985 beschlossen habe. In der 
Rückschau seien aber auch diese Ziele erfüllt wor-
den. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Bundesregierung auf-
gefordert, künftig bei vergleichbaren Großprojekten 
ihr bekannte Risiken bei Förderentscheidungen vor-
sichtiger einzuschätzen. Entwicklungspolitisch-fach-
liche Überlegungen sollten im Abstimmungsprozeß 
innerhalb der Bundesregierung ein größeres Gewicht 
erhalten. Eine umfassende Beratung des Parlaments 
auch über die Risiken und Kosten pro Arbeitsplatz 
habe der Einplanung im Haushalt voranzugehen. 

Einzelplan 25 — Bundesminister für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau — 

Zu Nummer 35 

— Bedienung und Instandhaltung 
betriebstechnischer Anlagen in Liegenschaften 
der obersten Bundesbehörden in Bonn — 

Der Bundesminister hat bestätigt, daß sowohl bei der 
Instandhaltung als auch bei der Betriebsüberwachung 
der Liegenschaften der obersten Bundesbehörden in 
den letzten Jahren eine Verlagerung der Zuständig-
keiten stattgefunden habe, die von der geltenden 
Rechtslage nicht mehr gedeckt sei. In zunehmendem 
Maße hätten die hausverwaltenden Dienststellen Auf-
gaben der Bundesbauverwaltung übernommen. Der 
Grund hierfür liege im wesentlichen in der Personal-
knappheit der Bundesbaudirektion, die kaum noch in 
der Lage sei, die eigentlichen Baumaßnahmen zu be-
wältigen. Aufgrund der guten technischen Ausstat-
tung der hausverwaltenden Dienststellen und ihrer 
Nähe zum jeweiligen Objekt könne man aber feststel-
len, daß diese Stellen zufriedenstellend arbeiteten. 

Der Ausschuß hat gerade im Hinblick auf die Kosten-
intensität der immer aufwendigeren betriebstechni-
schen Ausstattungen der obersten Bundesbehörden 
hervorgehoben, daß eine einheitliche Verfahrens-
weise und Kontrolle unter Beachtung der Grundsätze 
der Wirtschaftlichkeit unverzichtbar sei. Zwar könne 
es sinnvoll sein, eine Reihe von Aufgaben auf die 
hausverwaltenden Dienststellen zu übertragen, die 
Oberaufsicht müsse aber auf jeden Fall bei der Bun-
desbaudirektion verbleiben. 

Auch müsse diese dafür Sorge tragen, daß die not

-

wendigen betriebswirtschaftlichen Untersuchungen 
durchgeführt und den verwaltenden Dienststellen die 
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entsprechenden Beratungen zuteil werden könnten. 
Soweit erforderlich, müsse der Bundesminister die be-
stehenden Richtlinien anpassen. 

Der Bundesminister hat mitgeteilt, daß mittlerweile 
Maßnahmen zur Sammlung und Auswertung kosten-
wirksamer Daten eingeleitet seien. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, zu prüfen, inwieweit es die Grundsätze der 
Wirtschaftlichkeit geböten, Instandsetzungsarbeiten 
im Bonner Raum von der Bundesbaudirektion auf be-
stimmte hausverwaltende Dienststellen zu übertra-
gen. Dementsprechend sollte der Bundesminister 
Vergaben für die Aufgabenverteilung sowie die Per-
sonal- und die Sachausstattungen erarbeiten und ge-
gebenenfalls auch die Richtlinien über die Zuständig-
keiten ändern. Der Ausschuß hat die Erwartung geäu-
ßert , daß der Bundesminister und die Bundesbaudi-
rektion verstärkt die Wirtschaftlichkeit des Bet riebes 
überwachen und damit den Resso rts die Schwachstel-
len in ihrer technischen Ausrüstung und ihrer Aufga-
benentwicklung aufzeigen. 

Der Ausschuß hat den Bundesminister aufgefordert, 
ihm bis zum 30. September 1990 über das Veranlaßte 
zu berichten. 

Einzelplan 27 — Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen — 

Zu Nummer 36 

— Prüfung von Verwendungsnachweisen — 

Der Ausschuß hat kritisiert, daß der Bundesminister 
Verwendungsnachweise nicht zeitgerecht geprüft 
habe und somit die Gefahr der Verjährung von Erstat-
tungsansprüchen in Milliardenhöhe drohte. Den Ein-
wand des Bundesministers, dem in letzten Jahren be-
trächtlich gestiegenen Arbeitsanfall sei die Personal-
ausstattung nicht entsprechend gefolgt, hat der Aus-
schuß zur Kenntnis genommen und erklärt, man solle 
dies bei den Haushaltsberatungen für das Haushalts-
jahr 1991 im Auge behalten. 

Der Bundesminister hat darauf hingewiesen, daß die 
Rückstände zwar abgebaut worden seien, zur Zeit 
aber ein erneuter Anstieg drohe. 

Der Bundesrechnungshof hat versichert, die Entwick-
lung beim Arbeitsanfall zu beobachten und nötigen-
falls selbst über die Erforderlichkeit weiterer Stellen 
zu berichten. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, sicherzustellen, daß die Verwendungs-
nachweise künftig zeitgerecht geprüft werden. 

Einzelplan 60 — Allgemeine Finanzverwaltung — 

Zu Nummer 37 

— Besteuerung des Arbeitslohns von in der 
Bundesrepublik Deutschland oder in Italien 
ansässigen Arbeitnehmern bei vorübergehender 
Tätigkeit im jeweils anderen Staat — 

Der Ausschuß hat gerügt, daß aufgrund der geltenden 
Rechtslage, aber auch aufgrund der Verwaltungspra-
xis Einkünfte in beträchtlicher Höhe steuerlich nicht 
erfaßt würden. Der Ausschuß hat die Schwierigkeiten 
beim Zustandekommen des deutsch-italienischen 
Doppelbesteuerungsabkommens gesehen und die 
ungünstige Rechtsgrundlage in Form des noch gülti-
gen Abkommens von 1925 erkannt. Gleichwohl hat er 
es als nicht hinnehmbar bezeichnet, daß bis zum In-
krafttreten des neuen Doppelbesteuerungsabkom-
mens mangels wirksamer Anweisungen und Kon-
trollen des Bundesministers weitgehend auf die Be-
steuerung der italienischen Arbeitnehmer verzichtet 
werde. 

Der Bundesminister hat darauf hingewiesen, daß die 
deutsche Steuerverwaltung den italienischen Steuer-
behörden Kontrollmitteilungen zur Verfügung stellte, 
um Italien die Besteue rung deutscher Staatsbürger, 
die in Italien Einkünfte erzielten, zu ermöglichen. Um-
gekehrt stellte Italien den deutschen Steuerbehörden 
keine Kontrollmitteilung über Einkünfte in Italien an-
sässiger Arbeitnehmer, die diese in der Bundesrepu-
blik Deutschland erzielten, zur Verfügung. Auf deut-
scher Seite scheue man allerdings aus politischen 
Gründen eine Kontrolle an Flughäfen, Bahnhöfen und 
Grenzübergangsstellen. Nach Inkrafttreten des neuen 
Doppelbesteuerungsabkommens seien diese Pro-
bleme aber gelöst, da dann die allgemein übliche 
183-Tage-Regelung gelte, wonach das Besteuerungs-
recht für den gesamten Arbeitslohn bei Unterschrei-
ten dieser Grenze ausschließlich dem Wohnsitzstaat 
zustehe. 

Der Bundesrechnungshof hat darauf verwiesen, daß 
die Verabschiedung des Ausführungsgesetzes zum 
deutsch-italienischen Doppelbesteuerungsabkom-
men auf italienischer Seite noch geraume Zeit auf sich 
warten lasse. In der Zwischenzeit sei eine ordnungs-
mäßige Besteuerung der in der Bundesrepublik 
Deutschland erzielten Einkünfte von Arbeitnehmern 
mit Wohnsitz in Italien auch ohne aufwendige Grenz-
kontrollen möglich. Bei Steuerausfällen in vielfacher 
Millionenhöhe sei dies auch geboten. Es genüge hier-
für bereits eine umfassende Auswertung aller bei bun-
desdeutschen Behörden vorhandenen Unterlagen, 
aus denen sich Tätigkeiten entsprechender Arbeit-
nehmer in der Bundesrepublik Deutschland entneh-
men ließen, so z. B. Vorsteuervergütungsanträge be-
züglich Vorsteuern auf Reisekosten solcher Arbeit-
nehmer. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Der Ausschuß hat die Erwar-
tung geäußert, daß der Bundesminister unverzüglich, 
unabhängig von einer zwischenzeitlichen Revision 
des Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung mit Italien dafür Sorge trägt, daß italienische 
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Arbeitnehmer bei vorübergehender Tätigkeit im In-
land bis zum Inkrafttreten des revidierten Doppelbe-
steuerungsabkommens mit Italien auch für die zu-
rückliegenden Jahre mit dem inländischen Lohnanteil 
als beschränkt Steuerpflichtige zur Einkommensteuer 
herangezogen werden, soweit die Festsetzungsver-
jährung noch nicht eingetreten ist. 

Er hat den Bundesminister aufgefordert, dem Aus-
schuß bis zum 31. März 1991 über das Veranlaßte zu 
berichten. 

Zu Nummer 38 

— Steuerliche Hilfsmaßnahmen nach dem 
Zonenrandförderungsgesetz — 

Der Ausschuß hat gerügt, daß die Finanzverwaltun-
gen von drei der vier an den Zonenrand angrenzen-
den Bundesländern bis zum Inkrafttreten der Ände-
rung des § 3 Zonenrandförderungsgesetz am 1. Ja-
nuar 1989 diese Vorschrift nicht nur höchst unter-
schiedlich, sondern vielfach rechtswidrig ausgelegt 
hätten. Hierdurch seien mit Duldung des Bundesmini-
sters erhebliche Steuerausfälle verursacht worden. 

Der Bundesminister hat darauf hingewiesen, daß § 3 
Zonenrandförderungsgesetz i. d. F. vom 1. Januar 
1989 sowie die entsprechend geänderten Richtlinien 
für alle Wirtschaftsgüter Gültigkeit hätten, die nach 
dem 31. Dezember 1977 angeschafft oder hergestellt 
worden seien. Damit sei die Rückwirkung ausdrück-
lich gebilligt und eine Rechtsgrundlage für die Hand-
habung in der Vergangenheit geschaffen worden. 

Der Bundesrechnungshof hat hervorgehoben, sein 
Hauptanliegen habe darin bestanden, aufzuzeigen, 
daß Bundesminister und Steuerverwaltung jahrelang 
gegen die Bindung der Verwaltung an das Gesetz ver-
stoßen und die Grundsätze von der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung verletzt hätten. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 39 

— Steuerliche Billigkeitsmaßnahmen — 

Der Ausschuß hat bemängelt, daß der Bundesminister 
jahrelang steuerlichen Billigkeitsmaßnahmen zuge-
stimmt habe, obwohl die gesetzlichen Voraussetzun-
gen nicht vorgelegen hätten. Dies gelte auch für die 
Landesfinanzverwaltungen. 

Der Bundesminister hat darauf hingewiesen, daß man 
diesen Billigkeitsmaßnahmen wegen der betriebli-
chen Besonderheiten der Antragsteller zugestimmt 
habe. Durch Umstände, die außerhalb der Einfluß-
sphäre der Antragsteller gelegen hätten, sei es bei 
diesen in einzelnen Jahren zu atypischen Gewinnen, 
in anderen Jahren zu gewaltigen Investitionsschüben 
gekommen. Da die Durchführung der Investitionen 
sowohl für die Antragsteller von höchster Bedeutung 
als auch für das öffentliche Interesse von größter 
Wichtigkeit gewesen sei, habe man den Billigkeits-

maßnahmen, bei denen es sich weitgehend nur um 
Steuerstundungen gehandelt habe, zugestimmt. 

Der Bundesminister hat hervorgehoben, daß er diese 
Praxis mittlerweile eingestellt habe und Maßnahmen 
nur noch auf der Grundlage bestehender Zusagen 
abwickele. Dies gelte auch für die Landesfinanzver-
waltungen. 

Der Ausschuß hat die Frage von Regreßverfahren dis-
kutiert und diese unter anderem wegen des bestehen-
den Vertrauensschutzes verneint. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, 

— Billigkeitsmaßnahmen der in der Bemerkung ge-
nannten Art nicht mehr zuzustimmen, 

— bei den obersten Finanzbehörden der Länder dar-
auf hinzuwirken, daß in deren Zuständigkeitsbe-
reich in gleicher Weise verfahren wird. 

Zu Nummer 40 

— Tabaksteuerfreiheit für Tabakwarendeputate — 

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, 
daß Tabakwarendeputate an Arbeitnehmer in der 
Tabakwarenindustrie nach § 11 Abs. 2 Tabaksteuer-
gesetz von der Tabaksteuer befreit sind. Dagegen 
gäbe es — mit Ausnahme der Biersteuer — bei den 
übrigen verbrauchsteuerpflichtigen Gütern keine ent-
sprechenden Bestimmungen. 

Der Ausschuß hat die Ansicht geäußert, diese Be-
freiungen seien nicht mehr zeitgemäß und sollten 
nicht nur bei der Tabak-, sondern auch bei der Bier-
steuer abgeschafft werden. 

Der Bundesminister hat dem im Grundsatz nicht wi-
dersprochen, aber im Hinblick auf die Verbrauchsteu-
erharmonisierung innerhalb der Europäischen Ge-
meinschaft, die ohnehin eine Vielzahl von Änderun-
gen mit sich bringe, erklärt, man solle hier nicht vor-
schnell handeln. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, Schritte zu einer Abschaffung der Ver-
brauchsteuerfreiheit für Deputate einzuleiten. 

Zu Nummer 41 

— Überprüfung der Zahlungsfrist für die 
Tabaksteuerzeichenschuld — 

Der Ausschuß hat die Länge der Zahlungsfrist gerügt, 
die den Tabakwarenherstellern nach Bezug der Steu-
erzeichen für die Zahlung der Verbrauchsteuer einge-
räumt wird. Durch den Einsatz der automatischen Da-
tenverarbeitung habe sich die Zeit bis zum Eingang 
der Kundenzahlungen verkürzt, so daß die ursprüng-
lichen Gründe für die Länge der Frist eventuell weg-
gefallen seien. Dies müsse zumindest untersucht wer-
den. 
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Der Bundesminister hat seine Untätigkeit damit be-
gründet, daß die Frist ohnehin neu festgelegt werden 
müsse, wenn der entsprechende Richtlinienvorschlag 
der EG-Kommission vorgelegt werde. Diesen wolle 
man abwarten. 

Der Ausschuß war angesichts der Tatsache, daß die 
Frist seit 1967 nicht mehr untersucht worden sei, vor 
allem aber wegen der finanziellen Bedeutung der An-
gelegenheit der Ansicht, daß zumindest die Untersu-
chung durchgeführt werden solle. Auch stehe eine 
Verkürzung der Frist späteren europäischen Regelun-
gen nicht im Wege. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister er-
sucht, die Untersuchung sofort durchzuführen. 

Zu Nummer 42 

— Umsatzsteuer aus dem Betrieb von Spielgeräten 
mit Geldgewinnmöglichkeit — 

Der Ausschuß hat gerügt, daß der Bundesminister jah-
relang zur Ermittlung der Umsatzsteuer aus dem Be-
trieb von Spielgeräten mit Geldgewinnmöglichkeit 
ein Schätzungsverfahren zugelassen habe, das die 
Umsätze nur unvollständig erfaßt habe. Allein in den 
Jahren 1984 bis 1987 seien Steuerausfälle in Höhe von 
rund einer Milliarde DM die Folge gewesen. 

Der Bundesminister hat den Sachverhalt bestätigt und 
darauf hingewiesen, daß er Maßnahmen ergriffen 
habe, die eine ordnungsmäßige Besteuerung sicher-
stellten. Das Inkrafttreten der entsprechenden Richtli-
nien und Verordnungen stehe unmittelbar bevor. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, eine zutreffende Besteuerung der Umsätze 
aus Geldspielgeräten mit Gewinnmöglichkeiten si-
cherzustellen und dem Ausschuß über das Veranlaßte 
bis zum 31. Dezember 1990 zu berichten. 

Sondervermögen Deutsche Bundesbahn 

Zu Nummer 43 

— Jahresabschluß 1987 — 

Der Ausschuß hat die enormen Anstrengungen der 
Deutschen Bundesbahn, Einsparungen zu erzielen, 
begrüßt. Besonders hervorgehoben hat der Ausschuß 
die Bemühungen der Deutschen Bundesbahn, die An-
regungen und Empfehlungen des Bundesrechnungs-
hofes umzusetzen. Wenn die Vermögens- und Finanz-
lage ebenso wie die Erfolgslage der Deutschen Bun-
desbahn im Jahre 1987 noch schlechter geworden sei, 
könne man ihr dies jedenfalls nicht anlasten. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung Kenntnis ge-
nommen. 

Zu Nummer 44 

— Personalwirtschaft — 

Der Ausschuß hat hervorgehoben, daß die Deutsche 
Bundesbahn ihren Personalbestand und Personalbe-
darf in erheblichem Umfang reduziert habe. Aller-
dings seien durch Verbesserung des Personalbemes-
sungssystems weitere Einsparungen möglich. Die 
Deutsche Bundesbahn habe mittlerweile auch hier die 
erforderlichen Maßnahmen eingeleitet. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 45 

— Dienstpostenbewertung — 

Der Ausschuß hat die Maßnahmen begrüßt, die die 
Deutsche Bundesbahn zur Verbesserung der Dienst-
postenbewertung ergriffen hat. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 46 

— Planung eines Bahnsteiges in Tunnellage — 

Der Ausschuß hat beanstandet, daß durch Planungs-
fehler im Zusammenhang mit der Errichtung einer 
unterirdischen Haltestelle für eine S-Bahn-Anlage 
Mehrkosten entstanden seien. Dabei hat der Aus-
schuß die Einlassung des Vorstandes der Deutschen 
Bundesbahn berücksichtigt, wonach auch Planungs-
änderungen zu Mehrkosten geführt hätten und die 
tatsächliche Höhe dieser Kosten somit unklar 
bleibe. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 47 

— Zweigleisiger Ausbau einer eingleisigen 
Hauptbahn — 

Der Ausschuß hat beanstandet, daß die Deutsche Bun-
desbahn aus Kostenersparnisgründen einen Gleisab-
stand gewählt habe, der bei optimaler Auslastung der 
Strecke zu Behinderungen führen könne. 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat Pla-
nungsfehler im Grundsatz bestätigt, für den konkre-
ten Einzelfall aber Nachteile bei erhöhter Auslastung 
der Strecke im wesentlichen ausgeschlossen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 
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Zu Nummer 48 

— Planung, Durchführung und Erfolgskontrolle von 
Datenverarbeitungsvorhaben — 

Der  Ausschuß hat gerügt, daß die Deutsche Bundes-
bahn von zehn Datenverarbeitungsvorhaben, die 
1985 fertiggestellt sein sollten, bis jetzt lediglich ein 
Projekt abgeschlossen habe. Der Ausschuß hat ange-
sichts des bedeutenden Kostenaufwands des gesam-
ten Datenverarbeitungsbereichs einen verantwortli-
cheren Umgang mit Haushaltsmitteln angemahnt. Es 
handele sich dabei allerdings nicht um ein bundes-
bahnspezifisches Problem, sondern dies gelte für alle 
Ressorts. 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat mitge-
teilt, daß die notwendigen Maßnahmen durchgeführt 
würden. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Vorstand der Deut-
schen Bundesbahn aufgefordert, durch geeignete 
Maßnahmen die Planung, Durchführung und Erfolgs-
kontrolle der Datenverarbeitungsvorhaben zu verbes-
sern und dem Ausschuß hierüber bis zum 30. Novem-
ber 1990 zu berichten. 

Sondervermögen Deutsche Bundespost 

Zu Nummer 49 

— Jahresabschluß — 

Der  Ausschuß hat die Abschreibungspraxis der Deut-
schen Bundespost bei Gebäuden beanstandet, da 
diese zu unzulässigen Gewinnverlagerungen führe. 
Unabhängig von der Poststrukturreform, die ohnehin 
eine Umstellung vom kameralistischen System auf ein 
kaufmännisches Buchführungssystem erforderlich 
mache, hielt der Ausschuß für den Teilbereich der 
Gebäudeabschreibung eine sofortige Umstellung für 
erforderlich. 

Der Bundesminister hat zugesagt, die Unternehmens-
vorstände entsprechend anzuweisen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister ge-
beten zu veranlassen, daß die Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten der Gebäude entsprechend den 
handelsrechtlichen Vorschriften von Nutzungsbeginn 
an planmäßig abgeschrieben werden. 

Zu Nummer 50 

— Briefdienst — 

Der  Bundesminister hat als Grund für die zögerliche 
Nutzung von Zentralisierungsmöglichkeiten im Inter-
esse stärkerer Rationalisierung angeführt, daß hier 
Einwendungen seitens der Öffentlichkeit bestünden 
und gerade im ländlichen Raum bei Rationalisierun-
gen, die das Dienstleistungsangebot verringerten, 
große Zurückhaltung geboten sei. Zwar sei man auch 
dort zur Rationalisierung bereit, jedoch setze dies vor-

aus, daß durch andere Einrichtungen zumindest eine 
Kompensation möglich sei. 

Der Ausschuß hat die Bedenken des Bundesministers 
unterstützt und einen weiten Zeitrahmen für noch 
durchzuführende Rationalisierungsmaßnahmen im 
Briefdienst für erforderlich gehalten. Der Ausschuß 
hat hervorgehoben, daß der Bundesminister in den 
vergangenen Jahren bereits beachtliche Rationalisie-
rungserfolge zu verbuchen habe. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister auf-
gefordert, darauf hinzuwirken, daß die erforderlichen 
Rationalisierungsmaßnahmen durchgeführt werden 
und dem Ausschuß über das Veranlaßte bis zum 
1. März 1992 zu berichten. 

Zu Nummer 51 

— Telegramm- und Eilzustellung — 

Der Ausschuß hat die vom Bundesrechnungshof auf-
gezeigte erhebliche Kostenunterdeckung in der Tele-
gramm- und Eilzustellung zum Anlaß genommen, 
darauf hinzuweisen, daß trotz der hohen Bedeutung 
von Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten bei der Deut-
schen Bundespost aufgrund ihrer besonderen Ver-
pflichtung zu flächendeckenden Dienstleistungsan-
geboten immer ein Kompromiß zwischen Kosten-Nut-
zen-Analysen einerseits und Aufrechterhaltung eines 
breiten Angebots andererseits hergestellt werden 
müsse. Zur Umsetzung der vom Bundesrechnungshof 
vorgeschlagenen Einsparmaßnahmen solle dem Bun-
desminister daher eine längere Zeitspanne zur Verfü-
gung stehen. 

Der Ausschuß hat zum Abbau von Personalüberhän-
gen besonders auf die Möglichkeit der Beschäftigung 
von Teilzeitkräften als Dauerarbeitskräfte hingewie-
sen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister er-
sucht, darauf hinzuwirken, daß der Kostenaufwand 
entsprechend den Vorschlägen des Bundesrech-
nungshofes verringert wird und darüber dem Aus-
schuß bis zum 1. März 1992 zu berichten. 

Zu Nummer 52 

— Betreiben von Beleuchtungseinrichtungen — 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung und dem vom 
Bundesminister Veranlaßten zustimmend Kenntnis 
genommen. 

Zu Nummer 53 

— Instandhaltung von Bahnpostwagen — 

Der Ausschuß hat die Instandhaltung von Bahnpost

-

wagen in posteigenen Werkstätten als unwirtschaft- 
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lich bezeichnet und die vom Bundesminister bereits 
eingeleiteten oder angekündigten Maßnahmen be-
grüßt. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister er-
sucht, dafür Sorge zu tragen, daß umgehend die vor-
gesehene Neuorganisation eingeleitet, Personal- und 
Sachmittel abgebaut und die errechneten Einsparun-
gen realisiert werden. 

Zu Nummer 54 

— Personalentwicklung 1988 — 

Der Ausschuß hat die Steigerung der Arbeitsproduk-
tivität bei der Deutschen Bundespost ausdrücklich ge-
würdigt und als beispielhaft für die Bundesverwal-
tung bezeichnet. Dennoch müßten bei fortschreiten-
der Rationalisierung versteckte Personalreserven ak-
tiviert und Personal nur noch in betriebsnotwendigem 
Umfang bereitgehalten werden. 

Der Ausschuß hat auch das Rationalisierungsabkom-
men hinsichtlich der Sozialverträglichkeit der durch-
geführten Rationalisierungsmaßnahmen gewürdigt. 

Auf Fragen des Ausschusses hat der Bundesrech-
nungshof die positiven Auswirkungen des jetzigen 
Personalbemessungssystems der Deutschen Bundes-
post bestätigt. 

Der Bundesminister hat hervorgehoben, daß bei den 
Rationalisierungsmaßnahmen auf Entlassungen ver-
zichtet werden konnte. 

Zur innerdeutschen Entwicklung hat er ausgeführt, 
daß seitens der Deutschen Bundespost erhebliche Hil-
festellungen, auch personeller Art, erforderlich wür-
den. Er hat mitgeteilt, daß bereits acht innerdeutsche 
Kommissionen eingesetzt worden seien, die den ge-
samten Bereich der Telekommunikation und der Post-
dienste aufarbeiten sollten. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister er-
sucht, darauf hinzuwirken, daß die Unternehmen der 
Deutschen Bundespost die Personalreserven weiter 
verringerten und für neue Dienstleistungsangebote 
und für die Ausweitung bestehender Dienstleistun-
gen aktivierten. 

Zu Nummer 55 

— Personalgesamtplanung der Deutschen 
Bundespost — 

Der Ausschuß hat Mängel in der Personalgesamtpla-
nung im Postwesen beanstandet und die zwischen-
zeitliche Ankündigung des Bundesministers, ein 
neues Prognosesystem zu erarbeiten, begrüßt. 

Ergänzend hat der Ausschuß auf die Möglichkeiten 
hingewiesen, die die Umstrukturierung der Deut-
schen Bundespost hier biete. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister er-
sucht, darauf hinzuwirken, daß die Personalgesamt-
planung entsprechend den Anregungen des Bundes-
rechnungshofes verbessert wird. 

Zu Nummer 56 

— Ermittlung von Verkehrsmengen für Zwecke der 
Personalbemessung im Anmeldedienst für 
Fernmeldeeinrichtungen — 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung und den vom 
Bundesminister eingeleiteten Maßnahmen zustim-
mend Kenntnis genommen. 

Bundesunmittelbare juristische Personen des 
öffentlichen Rechts 

Deutsche Bundesbank 

Zu Nummer 57 

— Haushalts- und Wirtschaftsführung — 

Der Ausschuß hat die Tatsache, daß die Deutsche 
Bundesbank (Bundesbank) erstmalig Gegenstand ei-
ner Prüfungsbemerkung des Bundesrechnungshofes 
geworden sei, zum Anlaß genommen, auf das hohe 
Gut der Unabhängigkeit der Bundesbank hinzuwei-
sen. 

Der Ausschuß sei sich bewußt, daß dieses Gut nicht 
zur Disposition stehe. Zwar sei die Bundesbank der 
parlamentarischen Kontrolle nicht gänzlich entrückt, 
diese erstrecke sich aber zweifellos nicht auf den 
Kernbereich der währungspolitischen Aufgaben der 
Bundesbank. Dagegen unterlägen Fragen des be-
trieblichen Ablaufs, der Organisation, der internen 
Usancen, aber auch die Beobachtung der Umsetzung 
der Beschlüsse des Zentralbankrates hinsichtlich der 
Rechtmäßigkeit durchaus dem parlamentarischen 
Kontrollrecht. Der Ausschuß hat eingeräumt, daß die 
Grenzziehung im Einzelfall schwierig sei. 

Der Bundesrechnungshof hat ausgeführt, daß die 
währungspolitischen Befugnisse der Bundesbank 
selbstverständlich nicht zur Diskussion stünden. Die 
Einhaltung aller vom Zentralbankrat selbst getroffe-
nen Entscheidungen sowie die Einhaltung der im Ge-
setz genannten Voraussetzungen müsse aber Gegen-
stand parlamentarischer Kontrolle und Prüfung sei-
tens des Bundesrechnungshofes sein. 

Die Bundesbank hat anerkannt, daß sie außerhalb des 
Kernbereichs der Währungspolitik der Kontrolle 
durch Parlament und Bundesrechnungshof unterliegt. 
Ihrer Ansicht nach besteht dieser Kernbereich aus der 
Summe aller Tätigkeitsfelder, in denen Beschlüsse 
des Zentralbankrates mit währungspolitischer Moti-
vation in Erscheinung treten. Dazu gehört nach 
Ansicht der Bundesbank auch die Umsetzung die- 
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ser Beschlüsse durch Entscheidungen weiterer Bank-
organe. 

Im einzelnen hat der Ausschuß beanstandet, daß die 
Bundesbank weder einen Wirtschafts- und Stellen-
plan noch eine vollständige Kostenrechnung erstellt. 
Der Ausschuß hat darauf hingewiesen, daß das Fehlen 
eines Budgets auch die interne Kontrolle erschwere. 
Gerade angesichts der hohen Reputation der Bundes-
bank sei ein klar durchschaubares Rechnungswesen 
erforderlich, um die Unabhängigkeit des Instituts 
auch im öffentlichen Ansehen zu wahren. 

Die Bundesbank hat darauf hingewiesen, daß das bei 
ihr praktizierte Personalstandardverfahren zu präzise-
ren Ergebnissen führe als das normale Stellenplanver-
fahren. Darüber hinaus sei für das Direktorium ein 
Verfahren zur Kostenstellen- und Kostenartberech-
nung entwickelt worden, das nun auch bei den Lan-
deszentralbanken eingesetzt werden solle. Die ent-
sprechenden Beratungen in den Koordinierungsgre-
mien seien im Gange. Die Bundesbank hat hervorge-
hoben, daß ihr internes Kontrollwesen hoch entwik-
kelt sei. Neben der Überprüfung durch die Hauptab-
teilung Revision und den Bundesrechnungshof wür-
den auch unabhängige Wirtschaftsprüfer beauftragt. 

Zum bankgeschäftlichen Bereich hat die Bundesbank 
auf eine Neuregelung für Rediskontkontingente ver-
wiesen. 

Zur Frage der Kassenkredite an die Bundesländer hat 
die Bundesbank das Verfahren erläutert und ausge-
führt, daß die Regelung in § 20 Bundesbankgesetz 
(BBankG) zumindest formal beachtet worden sei. Im 
Rahmen ihrer gesetzlichen Möglichkeiten habe die 
Bundesbank sich stets rechtmäßig verhalten. Die Bun-
desbank hat erklärt, daß sie nicht in der Lage sei, die 
ordnungsmäßige Mittelverwendung in den Ländern 
zu kontrollieren. 

Auf Fragen des Ausschusses hat sie diesen im einzel-
nen über Art und Umfang der Inanspruchnahme sei-
tens der Länder informiert. 

Der Bundesrechnungshof hat deutlich gemacht, nach 
seiner Rechtsansicht verstoße die Handhabung bei 
den Kassenkrediten eindeutig gegen § 20 BBankG. So 
verbiete der Beg riff des Kassenkredits bereits einen 
Mittelansatz zur Haushaltsfinanzierung und An-
schlußprolongationen seien auch bei Einhaltung 
mehrtägiger Schamfristen unzulässig. 

Der Ausschuß hat die Problematik intensiv und teil-
weise kontrovers diskutiert. Er war sich einig darüber, 
daß eine praktikable Lösung gefunden werden müsse. 
Dabei hat er sich auch mit der Finanzlage der Länder 
und deren Forderung nach einer Erweiterung des Pla-
fonds für Kassenkredite befaßt. 

Der Ausschuß hat die politischen Schwierigkeiten ge-
sehen, auf die eine einheitliche Richtlinie für die Ver-
gabe der Kassenkredite stoßen könnte. Er hat es aus 
diesem Grund für notwendig erachtet, daß die Bun-
desbank Lösungsmöglichkeiten entwickelt und die je-
weiligen finanziellen Auswirkungen für die Länder 
darstellt, damit der Ausschuß sich bei erneuter Bera-
tung Klarheit über die Konsequenzen der Empfehlung 
des Bundesrechnungshofes verschaffen könne. 

Zur Frage des bundesbankeigenen Gironetzes hat die 
Bundesbank auf Beratungen im Zentralbankrat über 
die Gebührenfreiheit des unbaren Zahlungsverkehrs 
verwiesen, die noch nicht abgeschlossen seien. 

Auf Fragen des Ausschusses hat die Bundesbank er-
läutert, es gebe keine festen Grundsätze darüber, wer 
bei der Bundesbank ein Girokonto eröffnen könne. 

Der Ausschuß hat es für notwendig erachtet, daß die 
Gründe für die Gebührenfreiheit überprüft werden. 

Bezüglich der Beanstandungen des Bundesrech-
nungshofes im Verwaltungsbereich hat die Bundes-
bank darauf hingewiesen, daß sie die Lohnsteuer-
nachzahlungen für Mieter übernommen habe, weil 
die Finanzverwaltung nach jahrelanger Nichtbean-
standung ihre Rechtsauffassung überraschend geän-
dert habe. Der vom Bundesrechnungshof genannte 
Betrag von 5,6 Mio. DM verteile sich auf weit über 
1 000 Mieter, so daß der Vorteil für den Einzelnen eher 
gering gewesen sei. Die Bundesbank hat hervorgeho-
ben, daß die Lohnsteuernachzahlungen der Mieter 
von Einfamilienhäusern von diesen selbst getragen 
worden seien. 

Der Ausschuß hat die Erläuterungen der Bundesbank 
für ausreichend erachtet. 

Kritisch auseinandergesetzt hat sich der Ausschuß da-
gegen mit den Repräsentationsausgaben der Landes-
zentralbanken sowie den Kosten für die auswärtigen 
Sitzungen des Zentralbankrates. Eine Begrenzung ist 
nach Ansicht des Ausschusses erforderlich. Ebenfalls 
hat der Ausschuß den Umfang der p rivaten Nutzung 
von Dienstkraftfahrzeugen seitens der Vizepräsiden-
ten und übrigen Vorstandsmitglieder der Landeszen-
tralbanken gerügt. 

Die Bundesbank hat darauf verwiesen, daß hier ei-
gene Zuständigkeiten der Landeszentralbanken ge-
mäß § 8 BBankG berührt seien. In diesem Bereich 
könne das Direktorium der Bundesbank lediglich 
Empfehlungen geb en,  Beschlüsse der Landeszentral-
banken aber nicht erzwingen. 

Der Ausschuß hat deutlich gemacht, daß er auch bei 
den Landeszentralbanken klare Regelungen wün-
sche, wie die p rivate Nutzung von der dienstlichen 
Nutzung abzugrenzen sei. 

Die Bundesbank möge hierzu ebenso wie zur Frage 
der Begrenzung des Repräsentationsaufwandes Rah-
menrichtlinien erstellen. Man wolle dann überprüfen, 
ob die Landeszentralbanken diese Regelungen für ih-
ren Bereich übernähmen. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Erwartung geäußert, 
daß die Deutsche Bundesbank den Anregungen des 
Bundesrechnungshofes nachkommen wird und dem 
Ausschuß in Abstimmung mit dem Bundesrechnungs-
hof bis zum 1. Oktober 1990 berichtet. Der Bericht 
müsse auf die Einzelbereiche Organisation, Kassen-
kredite, Führung des eigenen Gironetzes, Repräsen-
tationsaufwand sowie Nutzung von Dienstfahrzeugen 
eingehen. 
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Zu Nummer 58 

— Baumaßnahmen der Landeszentralbanken — 

Der Ausschuß hat den Aufwand bei Neubauten eini-
ger Landeszentralbanken als erheblich überzogen be-
zeichnet. Er hat die Notwendigkeit von verbindlichen 
Baurichtlinien hervorgehoben. Die Bundesbank 
müsse dies gegenüber den Landeszentralbanken 
durchsetzen. 

Die Bundesbank hat darauf verwiesen, daß ein erster 
Richtlinienentwurf erstellt und dem Zentralbankrat 
vorgelegt worden sei. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Erwartung geäußert, 
daß die Deutsche Bundesbank ihre Baurichtlinien ent-
sprechend den Anregungen des Bundesrechnungsho-
fes überarbeitet und dabei die Einhaltung der für öf-
fentliche Bauten angemessenen Standards sicherstellt 
sowie in Abstimmung mit dem Bundesrechnungshof 
dem Ausschuß über das Veranlaßte bis zum 1. Okto-
ber 1990 berichtet. 

Unternehmen des Bundes 

Zu Nummer 59 

— Vorstandsangelegenheiten bei einem 
Unternehmen des Bundes — 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Bundesminister auf-
gefordert, künftig stets auf die Einhaltung der 
„Grundsätze für die Anstellung der Vorstandsmitglie-
der bei den Kreditinstituten des Bundes" hinzuwirken 
und Abweichungen allenfalls in begründeten Einzel-
fällen — in Fällen von erheblicher Bedeutung nur auf-
grund eines vorhergehenden Kabinettbeschlusses — 
zuzustimmen. 

Ferner hat er den Bundesminister der Finanzen aufge-
fordert, die Möglichkeit von Schadensersatzansprü-
chen zu prüfen und hierüber den zuständigen Bericht-
erstattern im Haushaltsausschuß bis zum 1. Septem-
ber 1990 zu berichten. 

Bundesanstalt für Arbeit 

Zu Nummer 60 

— Organisation der Informationsverwaltung — 

Die Bundesanstalt für Arbeit (Bundesanstalt) hat die 
Beanstandungen des Bundesrechnungshofes teil-
weise anerkannt. Sie hat darauf hingewiesen, daß zur 
Zeit eine Untersuchung über die Organisationsform 
der Informationsverarbeitung durchgeführt werde, 
deren Ergebnis in Kürze vorliege. 

Es würden Überlegungen angestellt, die fachüber-
greifende Steuerung der Informationsverarbeitung 
und die Programmentwicklung in einer Hand zusam-
menzufassen. 

Die Bundesanstalt hat bestätigt, daß sie es versäumt 
habe, bei der Entscheidung zur Miete der Hardware 
eine Kosten-Nutzen-Analyse anzustellen, in der auch 
die Alternativen Kauf oder Leasing untersucht wor-
den wären. Sie hat darauf verwiesen, daß wegen der 
beginnenden Langzeitarbeitslosigkeit Anfang der 
achtziger Jahre rasches Handeln erforderlich war und 
in kürzester Zeit umfassende Informationsverarbei-
tungssysteme bereitgestellt werden mußten. 

Der Bundesminister für Arbeit hat dies bestätigt. Im 
übrigen hat er darauf verwiesen, daß er der Bundes-
anstalt gegenüber lediglich die Rechts- nicht aber die 
Fachaufsicht habe. 

Der Ausschuß hat angesichts des enormen Kostenvo-
lumens, dessen weitere Entwicklung nicht einmal an-
näherungsweise bekannt sei, genaueste Untersu-
chungen gefordert, denen eine umfassende Planung 
folgen müsse. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Bundesanstalt für Ar-
beit aufgefordert, entsprechend den Empfehlungen 
des Bundesrechnungshofes 

1. die Organisation der Informationsverarbeitung zu 
überprüfen und die bestehenden Schwachstellen 
zu beseitigen, 

2. ein IT-Rahmenkonzept für den Gesamtbereich der 
Bundesanstalt zu erstellen, 

3. darauf aufbauend eine sachgerechte Planung der 
Softwareentwicklung und des Hardwarebedarfs 
sowie eine wirksame Vorhabengesamtplanung si-
cherzustellen, 

4. Kostenvergleichsrechnungen bei Entscheidungen 
über Kauf oder Miete von Hardware vorzunehmen 
und 

5. dem Ausschuß über die getroffenen Maßnahmen 
zu den Punkten 1. —4. bis zum 28. Februar 1991 zu 
berichten. 

Zu Nummer 61 

— Doppelentwicklung von Anwendungs-
programmen der Datenverarbeitung — 

Der Ausschuß hat bezweifelt, daß der Einsatz zweier 
nicht kompatibler Systeme von verschiedenen Her-
stellern bei der Bundesanstalt sinnvoll sei. Hier müsse 
eine eingehende Untersuchung durchgeführt werden, 
die den heutigen Entwicklungsstand berücksichtige. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Bundesanstalt für Ar-
beit aufgefordert, entsprechend den Empfehlungen 
des Bundesrechnungshofes und ihrer eigenen Ankün-
digung einen Sachstands- und Erfahrungsbericht zu 
erarbeiten, der einschließlich einer Kosten-Nutzen-
Untersuchung und einer Gesamtplanung die Grund-
lage für weitere Entscheidungen über die Strategie 
der Informationsverarbeitung bei der Bundesanstalt 
für Arbeit bildet und darüber dem Ausschuß bis zum 
1. Februar 1991 zu berichten. 
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Zu Nummer 62 

— Gemeinsame Datenbasis und Datenstandards für 
Datenverarbeitungsverfahren — 

Der Ausschuß hat die unterschiedliche Entwicklung 
der bei der Bundesanstalt eingesetzten Datenbank-
systeme als unwirtschaftlich bezeichnet. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Bundesanstalt für Ar-
beit aufgefordert, dafür zu sorgen, daß entsprechend 
den Empfehlungen des Bundesrechnungshofes das 
Vorhaben einer „Gemeinsamen Datenbasis" im Zuge 
von umfassenden Umstellungen und Neuentwicklun-
gen nachdrücklich betrieben wird und dem Ausschuß 
bis zum 28. Februar 1991 über das Veranlaßte zu be-
richten. 

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte 

Zu Nummer 63 

— Sondervergütungen für Angestellte und 
Arbeiter — 

Der Bundesminister hat darauf hingewiesen, daß mitt-
lerweile ein Teil der Sondervergütungen abgebaut 
worden sei. In einigen Bereichen sei die Zahlung von 
Sondervergütungen aber unabdingbar, um über ge-
nügend qualifiziertes Fachpersonal verfügen zu kön-
nen. Nach Ansicht des Bundesministers war auch die 
haushaltsmäßige Darstellung ordnungsgemäß, er hat 
aber für die Zukunft eine verbesserte Transparenz 
hinsichtlich Art und Umfang der Leistungen sowie des 
Empfängerkreises zugesagt. 

Der Ausschuß hat dem Bundesrechnungshof äußerste 
Zurückhaltung empfohlen und ebenfalls erklärt, das 
Vorhandensein von hochqualifiziertem Fachpersonal 
in den Einrichtungen der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte sei unabdingbar, um das Vertrauen 
der Versicherten auf beste ärztliche Versorgung ge-
währleisten zu können. Auch sei die Gesamtsumme 
der über- und außertariflichen Vergütungen im Ver-
hältnis zum Gesamthaushalt der Bundesversiche-
rungsanstalt für Angestellte und ihrer Kliniken ge-
ring. Dies heiße allerdings nicht, daß die haushaltsmä-
ßige Darstellung nicht verbessert werden könne. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Versorgungsanstalt der Deutschen Bundespost 

Zu Nummer 64 

— Haushalts- und Wirtschaftsführung — 

Der Ausschuß hat beanstandet, daß die Zuständigkei-
ten der Versorgungsanstalt und des Sozialamtes der 
Deutschen Bundespost nicht klar voneinander abge-
grenzt seien. Er hat auch die Höhe des Vermögens der 
Versorgungsanstalt als unvertretbar bezeichnet, und 

zwar insbesondere vor dem Hintergrund, daß die aus 
der Anlage dieses Vermögens erwirtschafteten Ha-
benzinsen unter den Sollzinsen lägen, die die Deut-
sche Bundespost für die Kapitalausstattung der An-
stalt aufbringe. 

Der Bundesminister hat die Beanstandungen im we-
sentlichen bestätigt und Abhilfe zugesagt. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat den Bundesminister er-
sucht, darauf hinzuarbeiten, daß entsprechend den 
Empfehlungen des Bundesrechnungshofes unverzüg-
lich Regelungen bereitgestellt werden, die dazu bei-
tragen, die Zusammenarbeit von Sozialamt und Ver-
sorgungsanstalt zu verbessern und darauf Einfluß zu 
nehmen, daß das Anstaltsvermögen auf eine etwa ei-
nem Jahresausgabenbedarf entsprechende Höhe ab-
gebaut wird. 

Beratungstätigkeit des Bundesrechnungshofes 

Zu Nummer 65.1 

— Kraftfahrrechtsdokumentation im 
Bundesbereich — 

Der Ausschuß hat festgestellt, die Unternehmensbe-
reiche der Deutschen Bundespost blieben aufgefor-
dert, nach Vorlage des Gutachtens über die Wirt-
schaftlichkeit der Umwandlung der Zentralkartei in 
eine Kartei auf Datenverarbeitungsbasis die Verhand-
lungen mit der JURIS GmbH über eine Übernahme 
der Kraftfahrrechtskartei zügig wieder aufzuneh-
men. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung und dem inzwi-
schen vom Bundesminister für Post und Telekommu-
nikation Veranlaßten zustimmend Kenntnis genom-
men. 

Zu Nummer 65.2 

— Beschaffung personengebundener 
Dienstkraftfahrzeuge für Minister, 
Parlamentarische Staatssekretäre (Staatsminister) 
und Staatssekretäre — 

Der Ausschuß hat unter Hinweis auf frühere Beratun-
gen von der Bemerkung zustimmend Kenntnis ge-
nommen. 

Zu Nummer 65.3 

— Ausgleichsverfahren in der Krankenversicherung 
der Rentner — 

Der Ausschuß hat unter Hinweis auf den Regierungs-
entwurf des Gesetzes zur Struktur im Gesundheitswe-
sen von der Bemerkung zustimmend Kenntnis ge-
nommen. 
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Zu Nummer 65.4 

— Personalbemessung bei der Bundesanstalt für 
Arbeit — 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 65.5 

— Einführung eines neuen Preissystems im 
Schienenpersonenverkehr der Deutschen 
Bundesbahn — 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 65.6 

— Bericht über das Fernsehsatellitensystem 
TV-SAT 1 — 

Der Ausschuß hat beanstandet, daß aufgrund der ver-
traglichen Abmachungen Gewährleistungsansprüche 
nicht geltend gemacht werden konnten und somit 
dem Bund ein Schaden entstanden sei. 

Der Bundesminister für Post und Telekommunikation 
hat darauf hingewiesen, daß die Verträge nach inter-
national üblichem Muster abgeschlossen worden 
seien und über die abgeschlossenen Versicherungen 
der größtmögliche Beitrag zur Schadensbegrenzung 
geleistet worden sei. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 65.7 

— Unterrichtung zur Beschaffung von vier Fregatten 
der Klasse 123 — 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Beratungstätigkeit des Präsidenten des 
Bundesrechnungshofes als Bundesbeauftragter für 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung 

Zu Nummer 66.1 

— Erfolgskontrolle finanzwirksamer Maßnahmen bei 
obersten Bundesbehörden — 

Der Ausschuß hat die Notwendigkeit betont, das Be-
wußtsein für Wirtschaft lichkeit des Verwaltungshan-
delns im öffentlichen Dienst zu stärken. Dieses müsse 
bereits bei der Ausbildung beginnen. Der Ausschuß 
hat das Gutachten des Präsidenten des Bundesrech-
nungshofes als Bundesbeauftragter für Wirtschaft lich-

keit in der Verwaltung „Erfolgskontrolle finanzwirk-
samer Maßnahmen in der öffentlichen Verwaltung" 
als wichtige Anregung bezeichnet, auf deren Grund-
lage eine Neufassung der Vorläufigen Verwaltungs-
vorschriften zu § 7 Bundeshaushaltsordnung erarbei-
tet werden solle. 

Der Ausschuß hat es als notwendig erachtet, das Gut-
achten zu Beginn der nächsten Legislaturpe riode um-
fassend zu beraten. Er hat die Erwartung geäußert, 
daß der Bundesminister der Finanzen bis zu diesem 
Zeitpunkt auf der Grundlage des Gutachtens Vor-
schläge über dessen Umsetzung erarbeitet habe, die 
in die Beratung einbezogen werden sollten. Hierbei 
sei jedes Ressort zur Mitwirkung aufgefordert. Der 
Ausschuß hat es als besonders wichtig bezeichnet, 
daß auch bei den Ländern, soweit diese Bundesmittel 
verwalteten, Erfolgskontrollen durchgeführt wür-
den. 

Der Bundesminister der Finanzen hat darauf hinge-
wiesen, daß zusammen mit den Ländern und dem 
Bundesrechnungshof eine Arbeitsgruppe „Wi rt

-schaftlichkeitsuntersuchungen" eingesetzt worden 
sei, die praktische Leitfäden ausarbeiten solle. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 66.2 

— Sicherheit der Informationsverarbeitung — 

Der Ausschuß hat es als erschreckend bezeichnet, 
welche Mängel bei der Konzeption und Durchführung 
von Sicherheitsmaßnahmen im Bereich der Informa-
tionstechnik erkennbar seien. Die umgehende Durch-
führung von Risikoanalysen und die Entwicklung von 
Sicherheitskonzepten sei dringend erforderlich. Da-
bei sei durchaus das Problem eines tolerablen Restri-
sikos zu berücksichtigen, um ein Übermaß zu vermei-
den. Auch müsse das Sicherheitsbewußtsein entschei-
dend verbessert werden. 

Der Bundesminister des Innern hat die Mängel bestä-
tigt und darauf hingewiesen, daß die auf der Grund-
lage der Richtlinien der Bundesregierung für den Ein-
satz der Informationstechnik in der Bundesverwal-
tung (IT-Richtlinien) vom 18. August 1988 zu erstel-
lenden Sicherheitskonzepte in allen Bereichen bis 
1992 vorliegen würden. Soweit dies bisher nicht ge-
schehen sei, seien hierfür der erhebliche Leistungs-
druck im Bereich der Datenverarbeitung in den ver-
gangenen Jahren aber auch unzureichende Haus-
haltsmittel verantwortlich. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. Er hat die Bundesregierung auf-
gefordert, dafür zu sorgen, daß als Bestandteil der 
IT-Rahmenkonzepte Risikoanalysen und ein umfas-
sendes Sicherheitskonzept — einschließlich der Be-
schreibung eines tolerablen Restrisikos — erstellt 
würden. Dies müsse bis 31. Dezember 1992 gesche-
hen sein. 
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Zu Nummer 66.3 

— Organisation des Presse- und 
Informationsamtes — 

Der Ausschuß hat beanstandet, daß die Anregungen 
des Bundesrechnungshofes und des Bundesbeauf-
tragten für Wi rtschaftlichkeit in der Verwaltung nicht 
zügig genug umgesetzt würden. Dies gelte vor allem 
für die Personalbemessung. Andererseits hat der Aus-
schuß gewürdigt, daß der Personalbestand des Presse-
und Informationsamtes der Bundesregierung (Amt) 
trotz vielfältiger Aufgabensteigerungen in den letzten 
zehn Jahren nicht erhöht, sondern sogar reduziert 
worden sei. 

Das Amt hat ebenfa lls die Reduzierung des Personal-
bestandes hervorgehoben und angekündigt, daß die 
Organisationseinheit „überressortliche Informatio-
nen" im Herbst 1990 aufgelöst werde. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung und dem inzwi-
schen vom Presse- und Informationsamt der Bundes-
regierung Veranlaßten zustimmend Kenntnis genom-
men. Er hat die Bundesregierung aufgefordert, unter 
Berücksichtigung des Gutachtens des Bundesbeauf-
tragten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung zur 
Organisation des Presse- und Informationsamtes der 
Bundesregierung die Organisation weiter zu straffen 
und die begonnene Personalbemessung und -bewer-
tung zügig fortzuführen. Ferner solle die Bundesre-
gierung die zuständigen Berichterstatter im Haus-
haltsausschuß rechtzeitig vor den Beratungen zum 
Bundeshaushalt 1991 über die weiteren organisatori-
schen Maßnahmen unterrichten und die stellenmäßi-
gen Konsequenzen für den Haushalt aufzeigen. 

Bedeutsame Fälle, in denen die Verwaltung 
Empfehlungen des Bundesrechnungshofes gefolgt 
ist 

Zu Nummer 67.1 

— Wiederbesetzungssperre im Haushalt 1988 — 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 67.2 

— Anteiliger Heimaturlaub bei kurzen 
Auslandsverwendungen — 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 67.3 

— Beschaffungen für die Bereitschaftspolizei der 
Länder — 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 67.4 

— Einnahmen aus Gebühren des 
Bundeskartellamtes — 

Der Ausschuß hat begrüßt, daß durch die Gebühren-
anhebungen beim Bundeskartellamt eine verbesserte 
Kostendeckung erreicht worden sei bzw. erreicht 
werde. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 67.5 

— Öffentliche Lagerhaltung von Getreide — 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 67.6 

— Servicebetriebe — 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 67.7 

— Veräußerung entbehrlicher Bahnhofsgebäude — 

Der Ausschuß hat die zwischenzeitlich getroffenen 
Maßnahmen des Vorstandes der Deutschen Bundes-
bahn begrüßt. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 
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Zu Nummer 67.8 

— Kosten- und Abrechnungswesen der 
Bundesanstalt für Flugsicherung — 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 67.9 

— Einlegung von Rechtsmitteln durch die Deutsche 
Bundespost bei geringfügigen Rundungsfehlern 
in Versorgungsausgleichsverfahren — 

Der Ausschuß hat die frühere Vorgehensweise des 
Bundesministers im Einzelfall als unwi rtschaftlich be-
zeichnet. Er hat gleichwohl hervorgehoben, daß eine 
differenzierte Betrachtungsweise angebracht sei, da 
bei großen Fallzahlen auch geringe Rundungsbeträge 
finanzielle Auswirkungen in bedeutender Größenord-
nung haben könnten. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 67.10 

— Wettbewerb bei der Vergabe von Bauleistungen 
und Lieferaufträgen — 

Der Ausschuß hat deutlich gemacht, daß er keinerlei 
Verständnis für Verstöße gegen die Vergabevorschrif-
ten habe. Er erwarte, daß in Übertretungsfällen auch 
personelle Konsequenzen gezogen würden. 

Gleichwohl hat der Ausschuß hervorgehoben, daß der 
Öffentliche Dienst insgesamt seine Pflichten sorgfältig 
und im allgemeinen seine Aufgaben zur großen Zu-
friedenheit wahrnehme. 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 67.11 

— Bedarf der Bundeswehr an ABC- und 
Selbstschutzausbildungsstätten 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 67.12 

— Elektromagnetische Abschirmung für 
Werkräume — 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 67.13 

— Unterbringung des Amtes für Flugsicherung der 
Bundeswehr — 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 67.14 

— Finanzbedarf für die bilaterale Technische 
Zusammenarbeit mit Entwicklungsländern — 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 

Zu Nummer 67.15 

— Spenden an Einrichtungen in der Deutschen 
Demokratischen Republik — 

Der Ausschuß hat von der Bemerkung zustimmend 
Kenntnis genommen. 





BP
Pencil


